
 

Deutsches Orient-Institut 
Hamburg 

 
 

 

 

 

 

 
 

Sigrid Faath 
 
US-Engagement im Sahel-Sahararaum: 
Terrorismusbekämpfung als Vorwand oder Notwen-
digkeit? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
DOI-Focus 
Nr. 18, Januar 2005 
 
 

Deutsches Orient-Institut im Verbund Deutsches Übersee-Institut        
 



Nr. 18, Januar 2005                                                    DOI-FOCUS                                                                       2 
 
 
 

 

 
DOI-FOCUS  
bietet kurze Analysen zu überregional bedeutsamen politischen Ereignissen und öko-
nomischen wie gesellschaftlichen Entwicklungen in Nordafrika, Nah- und Mittelost.  
 
DOI-FOCUS 
ergänzt die länderkundlichen Darstellungen des vom Deutschen Orient-Institut her-
ausgegebenen Nahost-Jahrbuches. 
 
DOI-FOCUS 
gibt in seinen Analysen die Meinung der jeweiligen Autoren wieder. 
 
 
 
 
Autorin 
Sigrid Faath, PD Dr. habil., Studium der Politischen Wissenschaft, Ethnologie und Soziolo-
gie, lehrt als Privatdozentin am Institut für Politische Wissenschaft der Universität Hamburg; 
sie ist wissenschaftliche Leiterin des Sonderforschungsprogramms des Deutschen Orient-
Instituts „Menavision 2010“ und Autorin/Herausgeberin zahlreicher Publikationen zu Nordaf-
rika und Nahost (Details: www.menavision2010.org und www.wuquf.de). 
 
 
 
 
 
 
 
 
Herausgeber 
 Deutsches Orient-Institut, Hamburg 
 Hanspeter Mattes 
Redaktion 
 Janet Kursawe 
Anschrift 
 Deutsches Orient-Institut 
 Neuer Jungfernstieg 21      
 20354 Hamburg 
 Phon    040-42825514      
 Fax   040-42825509 
 email   mattes@doi.duei.de
Erscheinungsweise 
 unregelmäßig 
Printauflage  
 50 Stück 
 ISSN  1619-2729  
Online-Ausgabe 
 abrufbar unter http://www.duei.de/doi/  
 ISSN 1619-2737  
Copyright und alle Rechte 
 Deutsches Orient-Institut, 2005 
 
 

http://www.menavision2010.org/
http://www.wuquf.de/
mailto:mattes@doi.duei.de
http://www.duei.de/doi/show.php/de/content/onlinepublikationen/doifocus.html


Nr. 18, Januar 2005                                                    DOI-FOCUS                                                                       3 
 
 
 

 

Inhalt 
 
1. Die regionale Ausdehnung des  „War on Terror“ auf den Sahel-Sahararaum .............4
 
2. Die Pan-Sahel-Initiative der USA.......................................................................................7 

2.1. Die Begründung...............................................................................................................7 
2.2. Die Adressaten und Ziele ................................................................................................9 
2.3. Die Zuständigkeit ..........................................................................................................10 
2.4. Das Hilfsangebot ...........................................................................................................11 
2.5. Die Reaktionen ..............................................................................................................11 
2.6. Die Kontroverse um die US-Militärpräsenz..................................................................12 
2.7. Der Stand der Kooperation Anfang 2005 ......................................................................14 

 
3. Grenzüberschreitende Sicherheitsprobleme im Sahel-Sahararaum.............................15 

3.1. Terrorismus....................................................................................................................15 
3.2. Schmuggel .....................................................................................................................19 
3.3. Migration .......................................................................................................................21 
3.4. Fazit ...............................................................................................................................22 

 
4. Die PSI: ein adäquates neues Instrument zur Verbesserung der Sicherheit im 

Sahel-Sahararaum? ............................................................................................................23 
 
5. Chronologie ........................................................................................................................25 
 
6. Karten ...............................................................................................................................I-V 
 

Zusammenfassung 
  
Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 strebte die US-Administration sukzessive die 
weltweite Verstärkung der militärischen Präsenz des Landes und der sicherheitspolitischen 
Kooperation an. Ab Herbst 2002 intensivierte sich in diesem Kontext auch das US-Engage- 
ment im Sahel-Sahararaum, der als potentieller Rückzugsraum und Fluchtraum für 
islamistische Terroristen des al-Qa’ida-Netzwerkes eingestuft wurde. Als regionale Maß- 
nahme zur Bekämpfung des Terrorismus in den Sahelstaaten rief das US-Außenministerium 
die Pan-Sahel-Initiative (PSI) ins Leben und beauftragte das US European Command mit der 
Umsetzung der militärischen Initiative. Die PSI ist ein militärisches Hilfs- und 
Ausbildungsprogramm für die Sahelstaaten Mali, Mauretanien, Niger und Tschad, die zudem 
eine multilaterale Antiterrorismuskooperation zwischen diesen vier Staaten und den 
nördlichen Nachbarstaaten Algerien, Marokko und Tunesien anregen soll. Neben dem Aspekt 
Terrorismusbekämpfung steht jedoch die Sicherung des wirtschaftlichen Interesses der US-
Administration im Sahel-Sahararaum im Zentrum des amerikanischen Engagements. Der 
Beitrag geht auf die offizielle Begründung der PSI, die Zielsetzung und die einzelnen bislang 
umgesetzten Maßnahmen ein. Vor dem Hintergrund der Sicherheitsproblematik im Sahel-
Sahararaum (Terrorismus, Schmuggel, Migration) wird die Reichweite und der Nutzen von 
PSI erörtet.    
 



Nr. 18, Januar 2005                                                    DOI-FOCUS                                                                       4 
 
 
 

 

1. Die regionale Ausdehnung des  „War on Terror“ auf den Sahel-Sahararaum  
 
Die Terroranschläge vom 11. September 2001 in New York und Washington veranlassten den 
amerikanischen Präsidenten, den globalen „War on Terror“ auszurufen. Weltweit sollte gegen 
die transnational operierenden islamistischen Terrorgruppen, insbesondere das Qa’ida-
Netzwerk Usama Ibn Ladins, das für den 11. September verantwortlich zeichnete, 
vorgegangen werden. Präemptives Handeln gegen Terrorismus und gegen „Rogue states“ 
wurde in der National Security Strategy 2002 gerechtfertigt.1 Sicherheit für die USA, so 
Präsident Bush in zahlreichen Reden, bedeutet demnach weltweit zu agieren. Folgerichtig 
muss dafür gesorgt werden, dass US-Truppen auch schnell weltweit eingesetzt werden 
können. Dazu ist eine Ausweitung des Stützpunktnetzwerkes bzw. der Zugänge zu Stütz- 
punkten und Kooperationsvereinbarungen notwendig. Von einem starren System permanenter 
Stützpunkte wollte sich die US-Administration lösen und flexiblere Strukturen schaffen, die 
vor allem auf der Erweiterung von Zugangs- und Nutzungsrechten basieren.2

Im Rahmen des „War on Terror“ versuchte die US-Regierung folgerichtig, die politische 
und militärische Präsenz der USA zu erhöhen. Die Präsenz wurde nicht nur in einigen nah- 
und mittelöstlichen Staaten, sondern auch in all jenen Regionen, in denen sich islamistische 
Terroristen durch Anschläge bereits manifestiert hatten und ein Potential an islamistischen 
Terroristen vermutet wurde, verstärkt. Unmittelbar nach dem 11. September 2001 war es 
dementsprechend zur Vertiefung der sicherheitspolitischen und militärischen Kooperation der 
USA in Südasien und Südostasien (v.a. mit Indonesien und den Philippinen), in Zentralasien 
und in Ostafrika gekommen. Das nach dem 11. September 2001 aufgelegte Anti-Terrorism 
Assistance Program bezog diese Staaten ein und gewährte ihnen u.a. Finanzhilfen zur 
Verbesserung der Terrorbekämpfung.  

Von großem Interesse für die US-Regierung waren Zusagen zur geheimdienstlichen 
Kooperation mit Staaten, die noch nicht in eine intensive sicherheitspolitische und 
militärische Kooperation eingebunden waren, und Vereinbarungen über Nutzungsrechte von 
Militärstützpunkten, vorzugsweise Flugbasen, wie sie z.B. mit den zentralasiatischen Staaten 
getroffen wurden.3 Die seit 2001 verstärkte Militärpräsenz in Zentralasien dient allerdings 
offenkundig nicht ausschließlich der Terrorismusbekämpfung; sie ist geostrategisch 
bedeutend, weil sie u.a. die Überwachung Irans und der zentralasiatischen Erdölregion 
erlaubt. 

2003 betonte die US-Administration die Bedeutung des afrikanischen Kontinents 
insgesamt für die Sicherheit der USA bzw. den „War on Terror“. Präsident Bushs Afrikareise 
im Juli 2003 stellte diese neue Schwerpunktsetzung des afrikanischen Kontinents heraus.4 

                                                           
1 Vgl. The National Security Strategy of the United States of America, The White House, Washington D.C., 
September 2002 (www.whitehouse.gov/ncs/nss.htm).  
2 Vgl. hierzu auch Czempiel, Ernst-Otto: Die Außenpolitik der Regierung George W. Bush, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, Bonn, 1.11.2004, S. 16-23.  
3 Zu Details vgl. den Anhang zu dem Artikel von Hubel, Helmut/Kaim, Markus: Die militärische und politische 
Präsenz der USA im Vorderen Orient, in: Faath, Sigrid (Hrsg.): Neue geopolitische Konstellationen im Nahen 
Osten nach dem 11. September 2001, Hamburg 2003, S. 51-89; hier S. 76-89 (Anhang: Übersicht über die 
verstärkte Militärpräsenz der USA im erweiterten Raum des Orient seit dem 11. September 2001).     
4 Präsident Bush bereiste im Juli 2003 den Senegal, Südafrika, Botswana, Uganda und Nigeria. Er betonte in 
einer Ansprache in Nigeria, die USA würden nicht dulden, dass der afrikanische Kontinent von Terroristen 
künftig genutzt werde, um die Welt zu bedrohen (Neue Zürcher Zeitung, 14.7.2003: Bushs Interesse an Afrika). 
Vgl. auch die von der Heritage Foundation veröffentlichten Empfehlungen zur Stärkung der militärischen 
Unterstützung afrikanischer Staaten. Der Beitrag von James Jay Carafano und Nile Gardiner (U.S. Military 
Assistance for Africa: a better solution, in: Backgrounder, Heritage Foundation, Washington D.C., Nr. 1697, 
15.10.2003, 9 S.) ist ein Plädoyer für eine Hochstufung Afrikas in der Regionalstruktur des amerikanischen 
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Bereits im Herbst 2002 hatte sich diese weitere regionale Ausdehnung der sicherheits- 
politischen und militärischen Kooperation der USA auf dem afrikanischen Kontinent ab- 
gezeichnet. Die Aufmerksamkeit wurde auf den Sahel-Sahararaum gerichtet. Für die US-
Administration ist der Sahara-Sahelraum ein potentieller Rückzugsraum bzw. Fluchtraum für 
Terroristen des Qa’ida-Netzwerkes, nachdem der Handlungsspielraum der terroristischen 
Gruppen al-Qa’idas in Afghanistan und Pakistan, auf der Arabischen Halbinsel und in 
Ostafrika durch massive Bekämpfungsmaßnahmen eingeschränkt wurde. Anlaß für die 
Vermutung, dass der Sahel-Sahararaum als „safe haven“ von al-Qa’ida-Mitgliedern anvisiert 
wurde, gaben vereinzelt aufgegriffene Mitglieder des Netzwerkes in Südostalgerien und den 
südlich angrenzenden Staaten. Das US-Außenministerium reagierte darauf mit der Pan-
Sahel-Initiative (PSI). Die PSI wurde erstmals im Oktober 2002 als regionale Maßnahme zur 
Terrorismusbekämpfung in den Sahel-Saharastaaten vorgestellt. Sie ist zum einen – und dies 
prioritär – ein militärisches Hilfs- und Ausbildungsprogramm für die Staaten Mali, 
Mauretanien, Niger und Tschad. Sie soll jedoch zum anderen auch die regionale 
Terrorismusbekämpfung der Sahelstaaten mit den Maghrebstaaten Algerien, Marokko und 
Tunesien anregen. 

Mit den Maghrebstaaten hatte die US-Regierung nach dem 11. September 2001 zügig die 
Antiterrorismuskooperation ausgebaut. Algerien, Marokko und Tunesien wurden in das Anti-
Terrorism Assistance Program aufgenommen.5 Marokko und Tunesien sind seit ihrer Unab-
hängigkeit enge Partner der USA, während Algerien durch seine Ausrichtung am sozialisti-
schen Modell erst in den 1980er Jahren eine außenpolitische Annäherung an die USA vor-
nahm. Nach der Einleitung politischer und wirtschaftlicher Reformen in Algerien seit 1989 
suchte die algerische Staatsführung gezielt die Kooperation mit den USA. Das Verhalten der 
US-Administration im inneralgerischen bewaffneten Konflikt mit den Islamisten, der nach 
dem Wahlabbruch im Januar 1992 ausbrach, verschlechterte allerdings zunächst die Bezie-
hungen, weil von amerikanischer Seite eine Machtübernahme der Islamisten nicht negativ 
beurteilt wurde, so dass prophylaktisch „gute Beziehungen“ zu den Islamisten unterhalten 
wurden. Als bei den algerischen Präsidentschaftswahlen 1997 offenkundig wurde, dass sich 
das Regime behaupten würde und sich keine Bevölkerungsmehrheit zugunsten eines isla-
mistischen Systems mobilisieren würde, schwenkte die US-Administration pragmatisch um. 
Der 11. September 2001 konsolidierte diesen außenpolitischen Annäherungskurs gegenüber 
Algerien. Bereits nach der Übernahme des Präsidentenamtes durch Abdelaziz Bouteflika im 
April 1999 und dessen massiveren außenpolitischen Vorstößen zur engeren politischen, wirt-
schaftlichen, sicherheitspolitischen und militärischen Kooperation mit den USA, die von der 
algerischen Militärführung unterstützt wurden, war das erdgasreiche Algerien, das marktwirt-
schaftliche Reformen vorantreiben wollte, in den Mittelpunkt des US-amerikanischen Interes-
ses in Nordafrika gerückt. Es kam dennoch erst ab Dezember 2002 zu eindeutigen Signalen 
der US-Administration für die Aufnahme einer sicherheitspolitischen und militärischen Ko-
operation. Erstmals wurde die Lieferung von technischem Gerät zur Unterstützung des inner-
algerischen Kampfes gegen islamistischen Terrorismus zugesagt. William Burns, Unterstaats-
sekretär im US-Außenministerium für Nordafrika und Nahost, kündigte am 8. Dezember 

                                                                                                                                                                                     
Verteidigungsministeriums, damit die USA eine „more prominent role on the world’s most troubled continent“ 
(S. 1) wahrnehmen können.           
5 Algerien erhielt in diesem Rahmen 2003 z.B. 700.000 $ (L’Expression, 26.10.2003: Coopération militaire 
algéro-américaine). Als eine Folge der islamistischen Selbstmordanschläge in Casablanca im Mai 2003 
entschloß sich die US-Administration, die nichtmilitärische Hilfe für Marokko ab 2004 zu vervierfachen und die 
Militärhilfe zu verdoppeln, d.h. 40 Mio. $ nichtmilitärische Hilfe und 20 Mio. $ Militärhilfe bereitzustellen 
(Ankündigung von US-Außenminister Powell während seiner Maghrebrundreise im Dezember 2003; Associated 
Press, 3.12.2003).   
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2002 in Algier an, die US-Administration sei zur Lieferung von militärischem Material und 
zum Ausbau der militärischen und sicherheitspolitischen Beziehungen bereit.6 Am 25. Januar 
2003 betonte der stellvertretende US-Verteidigungsminister Rodman bei einem Besuch in 
Algier das Interesse der USA an militärischer Kooperation mit Algerien. Im Februar 2003 
reiste schließlich eine Delegation des FBI, der CIA und der National Security Agency (NSA) 
im Rahmen der Antiterrorismuskooperation nach Algerien.7

In Algerien, das seit 1991/92 Erfahrung im Kampf gegen islamistischen Terrorismus ge-
sammelt hat, sind – wenn auch zahlenmäßig stark reduziert – weiterhin bewaffnete terroristi-
sche Gruppen aktiv. Diese Gruppen haben – wie Einzelereignisse zeigten – zumindest verein-
zelt Verbindungen in die südlichen Anrainerstaaten des Sahel, wobei ihnen die sehr durchläs-
sigen Grenzen die Kontakte erleichterten.8 Mit aus diesem Grund weist die US-
Administration der algerischen Staatsführung eine besondere Stellung zu, wenn es um die 
Stärkung der regionalen Kooperationskomponente innerhalb der PSI geht. Der regionalen 
Nord-Süd-Kooperation weist die US-Administration und speziell das US-Verteidigungs-
ministerium eine große Bedeutung zu.9      

Die PSI konkretisierte sich allerdings erst Ende 2003/Anfang 2004. Weil die Initiative 
auch die Maghrebstaaten einbezieht, insofern sie zur regionalen Kooperation mit den Sahel-
staaten auffordert, und das US-Engagement in den Staaten Mali, Mauretanien, Niger und 
Tschad als eine Stärkung der US-Präsenz just auch in eigener Grenznähe wahrgenommen 
wird, kam es vor allem in Algerien bei den politischen Parteien und in den Medien zu hefti-
gen Diskussionen über die „wahren“ Absichten und Interessen der US-Administration. Die 
Terrorismusbekämpfung wird durchaus nicht als ausreichende Begründung für das amerika-
nische Sahelengagement erachtet. In den Maghrebstaaten und vor allem in Algerien gilt der 
saharische Süden bzw. das Grenzgebiet zu den Sahelstaaten als sicherheitspolitisch schwer 
kontrollierbares Gebiet. Es ist allseits bekannt, dass zwischen den im Sahel-Sahararaum 
transnational agierenden Schmugglerbanden und den algerischen terroristischen Gruppen seit 
den 1990er Jahren Beziehungen bestehen. Die amerikanische Initiative für den Sahel-
Sahararaum war somit nicht als Reaktion auf ein neues Phänomen zu werten. Die PSI wurde 
jedoch just zu einem Zeitpunkt propagiert, als die US-Regierung weitere Maßnahmen für die 
politische Umstrukturierung des nordafrikanischen und nah- und mittelöstlichen Raumes 

                                                           
6 Allgemein zur Verbesserung der Beziehungen zwischen beiden Ländern vgl. Zoubir, Yahia H.: Algeria and 
U.S. interests: Containing islamism and promoting democracy, in: Middle East Policy, Washington D.C., Band 
IX, Nr. 1, März 2002, S. 64-81. Vgl. zur Einbeziehung in den internationalen Antiterrorkampf und die Lieferung 
von technischem Gerät New York Times, 10.12.2002 (U.S. to sell military gear to Algeria to help fight 
militants). International Herald Tribune, 10.12.2002 (U.S. enlists Algeria in terror battle). Die wirtschaftlichen 
Interessen der USA stellte US-Botschafter in Algier, Richard Erdman, in einem Interview heraus. Er verwies auf 
den steigenden Handelsaustausch zwischen beiden Ländern und die bisherigen Investitionen von US-Firmen in 
Höhe von 5 Mrd. $, denen künftig weitere folgen, sofern keine Maßnahmen ergriffen werden, die Investoren 
abschrecken (El Watan, 22.12.2004).        
7 BBC, 11.2.2003 (“Secret” visit to Algeria by US intelligence, security agencies officials). 
8 Vgl. Abschnitt 3. zu den grenzüberschreitenden Schmuggelaktivitäten. Vgl. ebenfalls die Affäre um die 
Entführung europäischer Saharatouristen durch eine Fraktion der algerischen terroristischen Gruppe GSPC, die 
nach Mali,  Niger und in den Tschad flüchteten, um sich der Verfolgung durch die algerischen Sicherheitskräfte 
zu entziehen.    
9 Vgl. zur regionalen Komponente Oberst Victor Nelson, verantwortlich für die Programme des PSI im US-
Verteidigungsministerium, in: allAfrica.com, 26.3.2004. 
(http://fr.allafrica.com/stories/printable/200403260472.html) 
Nelson bezieht sich in diesem Text auf ein Treffen zwischen Vertretern der Maghreb- und Sahelstaaten in 
Bamako 2003, zu dem die USA im Rahmen der PSI geladen hatten, um über die Kooperation im Kampf gegen 
Kriminelle, Schmuggler und Terroristen in den Grenzregionen zu diskutieren. Nelson betonte, dass die US-
Vertreter auf einer Kooperation zwischen den Maghreb- und Sahelstaaten „beharrt“ hätten.   
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(„Greater“ oder „Broader Middle East“) vorstellte.10 In den Maghrebstaaten weckte  diese 
Koinzidenz bei Beobachtern Misstrauen und stimulierte Gerüchte über die „wahren“ Intenti-
onen der US-Regierung. Wenn die Hintergründe für die PSI und die Umfeldbedingungen im 
Sahel-Sahararaum berücksichtigt werden, treten mehrere Fragen auf: 

- Ist die PSI überhaupt ein hilfreiches Angebot für die Staaten des Sahel-Sahararaumes 
und ihre Sicherheitsprobleme? 

- Will die PSI einen „ganzheitlichen“ Ansatz umsetzen, der die wichtigsten Facetten der 
Sicherheitsgefährdungen in dem Raum berücksichtigt, oder 

- deuten die bisherigen Maßnahmen darauf hin, dass ausschließlich die Bekämpfung 
des islamistischen Terrorismus und 

- die Ausweitung der militärischen Präsenz und Nutzungsrechte von Basen im Mittel-
punkt des Interesses steht? 

Anders ausgedrückt: 
- Kann die PSI im Sahel-Sahararaum dazu beitragen, mehr Sicherheit zu schaffen oder 
- dient sie überwiegend den sicherheitspolitischen und wirtschaftlichen Interessen der 

US-Administration?  
Der folgende Text kreist um diese Fragen und versucht, den Beitrag der PSI – 
zugegebenermaßen in einem frühen Stadium, da die Initiative erst 2004 anlief – für die 
Erhöhung der Sicherheit im Sahel-Sahararaum einzuschätzen. 
   
2. Die Pan-Sahel-Initiative der USA 
 
2.1. Die Begründung 
Die PSI wurde 2002 mit der Bedrohung des Sahel-Sahararaumes durch den internationalen 
islamistischen Terrorismus bzw. al-Qa’ida begründet. In einer Pressemitteilung des US-
Außenministeriums Büro für Terrorbekämpfung hieß es am 7. November 2002 anläßlich der 
Reise einer US-Delegation in die Adressatenstaaten der PSI Tschad, Niger, Mauretanien und 
Mali, dass die PSI ein Programm sei, „to protect  borders, track movement of people, combat 
terrorism, and enhance regional cooperation and stability“.11 PSI sei eine staatliche Initiative, 
                                                           
10 Eine Variante der Greater Middle East Initiative der Bush-Administration, die jetzt als Broader Middle East 
and North Africa-Initiative (BMENA-Initiative) bezeichnet wird, wurde auf dem G8-Gipfeltreffen in Sea Island 
im Juni 2004 angenommen. Sie mündete am 11. Dezember 2004 in eine erste Veranstaltung  („Forum für die 
Zukunft“) mit Vertretern der G8-Staaten und der Staaten des „Broader Middle East and North Africa“ in Rabat. 
Ziel der Veranstaltung war es, politische und wirtschaftliche Reformen in der Region voranzutreiben und die 
Versammelten zur gemeinsamen Festlegung von Maßnahmen zu bewegen. Von der US-Administration wird die 
Durchsetzung von Freiheit und Demokratie in der Region angestrebt, wie Präsident Bush in seiner Rede vom 6. 
November 2003 vor der National Endowment for Democracy in Washington zum Ausdruck brachte 
(www.albab.com/arab/docs/reform/bush2003.htm, 7 S.) und seither mehrfach wiederholte. Die Ergebnisse des 
„Forums für die Zukunft“ deckten sich jedoch nicht mit den vorab formulierten Zielsetzungen; sie blieben 
unverbindlich (Neue Zürcher Zeitung, 13.12.2004: Islamischer Reformwille und westliche Hilfe). Das 
Misstrauen in die Absicht der G8-Staaten und insbesondere der USA dominierte. Die versammelten Minister der 
nordafrikanischen und nahöstlichen Staaten beließen es bei vagen Verlautbarungen zur politischen Reform; nur 
im Bereich der Ausbildungs- und Bildungsförderung wurde etwas konkreter diskutiert (Beschluss zur 
Einrichtung eines Hilfsfonds). Der marokkanische Außenminister Benaissa stellte in seinem Resümee in den 
Medien heraus, dass die Repräsentanten der nordafrikanischen und nahöstlichen Staaten explizit auf der 
nationalen Souveränität und dem nationalen Selbstbestimmungsrecht bestanden hätten: „(they) stressed the 
sovereign right of each country within the bound of its national unity and territorial integrity to develop its 
democratic, political, social and cultural system with absolute freedom in accordance with the UN Charter, the 
principle of non-interfering in internal affairs, the peaceful settlement of conflicts and good neighbourliness” 
(BBC, 11.12.2004: Forum for the Future concludes in Morocco, issues recommendations).                 
11 U.S. Department of State, Office of Counterterrorism: Pan Sahel Initiative, Washington D.C., 7.11.2002 
(www.state.gov/s/ct/rls/other14987.htm).   
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um diese vier Sahel-Saharastaaten zu befähigen, verdächtige Personen- und Güterbewe- 
gungen innerhalb ihres Staatsterritoriums und grenzüberschreitend zu entdecken und darauf 
zu reagieren. Um diese Befähigung zu erreichen, werde im Rahmen der PSI Training, 
Ausrüstung und Kooperation angeboten. 

Eine konkrete, massive Präsenz von Qa’ida-Mitgliedern oder Gruppen mit Qa’ida-
Verbindung wurde indessen von US-Repräsentanten seit Herbst 2002, als die Initiative 
erstmals vorgestellt wurde, bis Anfang 2005 nicht nachgewiesen. Die Aussagen sind 
diesbezüglich diffus geblieben, auch nachdem eine Fraktion der algerischen terroristischen 
Gruppe GSPC12 sukzessive im Februar/März 2003 insgesamt 32 europäische Touristen in der 
algerischen Sahara entführte und einen Teil der Entführten bis nach Mali verschleppte, wo 
diese nach Verhandlungen und einer Lösegeldzahlung in Höhe von ca. 4,6 Mio. Euro am 18. 
August 2003 freigelassen wurden. Die US-Botschafterin in Mali, Vicki Huddleston, meinte 
im März 2004, die algerische GSPC stelle für die US-Interessen seit der Ausbildung 
malischer und nigrischer Militärs im Antiterrorkampf durch US-Experten keine Gefahr „in 
der Region“ mehr dar. Anzumerken ist hier, dass diese Ausbildung im Rahmen der PSI in 
Mali erst im Januar-März und in Niger Ende Mai 2004 begann; die von Huddleston 
vorgenommene Korrelation ist somit nicht gerade überzeugend.   

Ungeachtet dieser Aussage von Botschafterin Huddleston wurde die GSPC am 22. März 
2004 von der US-Administration auf die Liste der internationalen terroristischen Organisatio-
nen gesetzt. Dieser Schritt dürfte allerdings mehr eine Geste sein, die an die algerische Staats-
führung gerichtet ist und indirekt im Nachhinein das inneralgerische Vorgehen gegen den is-
lamistischen Terrorismus als „gerechtfertigt“ anerkennt. Eine ähnliche Geste der US-
Regierung war 1997 erfolgt, als offensichtlich geworden war, dass es in Algerien keine isla-
mistische Machtübernahme geben wird und die US-Regierung sich anschickte, die Koopera-
tion mit der algerischen Staatsführung zu verbessern. Am 1. Oktober 1997 nahm die US-
Regierung die Groupes Islamiques Armés (GIA), die über Ableger in Europa verfügte, in die 
Liste der internationalen terroristischen Organisationen auf.  

Wenn auch die algerische GSPC Botschafterin Huddleston zufolge im März 2004 keine 
Gefahr für US-Interessen in der Region darstellt, so weist Huddleston zugleich auf eine ande-
re Gefahr hin, die bestehe, nämlich die Möglichkeit, daß Qa’ida-Mitglieder sich in die Sahel-
staaten absetzen, weil diese Staaten schwach sind und über enorme unkontrollierte Territorien 
verfügen.13 Huddlestons Schlussfolgerung: 

„If we don’t help (these countries) control their territories, (…), then these territories will 
be used by the bad guys.”14  

Überzeugt davon, dass Qa’ida-Zellen oder Qa’ida-ähnliche Gruppen im Sahel-Sahararaum 
präsent sind (erwähnt wurden Mauretanien und Nordnigeria) und eine Bedrohung darstellen, 
ist auch Luftwaffengeneral Charles Wald, stellvertretender Kommandeur der US-Truppen in 
Europa (USEUCOM): 

„They’re there for a purpose, whether it’s looking for real-state or recruiting or looking for 
arms, whatever it is, we know there’s a preserve. It may be small but it’s a bad indicator. 
(…) It’s an area we think is becoming appealing potentially for terrorist organizations or 

                                                           
12 Die GSPC (Groupe Salafiste pour la Prédication et le Combat/Salafitische Gruppe für Predigt und Kampf) 
spaltete sich 1998 von den GIA (Groupes Islamiques Armés; 1993 gegründet) ab.         
13 Vgl. Le Quotidien d’Oran, 20.3.2004 (La menace).  
14 USAFE News, 18.3.2004 (www.usafe.af.mil/news/news04/uns04129.htm). USAFE News, herausgegeben von 
der U.S. Air Force in Europe (USAFE), bringt u.a. Berichte zu „U.S. special operations in Africa“. Eine 
ähnliche Formulierung wie Botschafterin Huddleston gebrauchte auch General Wald von USEUCOM, um das 
verstärkte Engagement in Afrika zu rechtfertigen: „They’re bad people and we need to keep an eye on that.” 
(International Herald Tribune, 5.7.2003: U.S. military plans African expansion)   
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individuals to operate with semi-impunity. (...) It has a lot of expanses of open area that are 
conducive to terrorist operations or sanctuary.”15  

Die Ausrichtung der Aufmerksamkeit im Antiterrorkampf auf den afrikanischen Kontinent 
und speziell den Golf von Guinea mit seinen Ölvorkommen ist für USEUCOM bzw. das US-
Verteidigungsministerium von wachsender Bedeutung.16 US-Engagement soll dafür Sorge 
tragen, dass terroristische Gruppen daran gehindert werden, die Instabilität einiger afrikani-
schen Staaten auszunutzen, um sich in diesen Staaten festzusetzen, neue Operationsgebiete 
aufzubauen und US- bzw. internationale Interessen zu gefährden.17        
 
2.2. Die Adressaten und Ziele 
Die Bezeichnung Pan-Sahel-Initiative weist bereits darauf hin, dass mehrere Staaten 
eingebunden sind, nämlich Mali, Mauretanien, Niger und der Tschad. Die Zielsetzung 
umfasst allerdings zusätzlich eine Nord-Süd-Komponente, die über den regionalen Rahmen 
der vier Sahelstaaten hinausweist und auf eine verstärkte multilaterale Kooperation zwischen 
den Sahelstaaten und  den Maghrebstaaten Algerien, Marokko und Tunesien vorsieht. Eine 
Ausweitung der Initiative z.B. im Süden auf Senegal – wie von USEUCOM angedacht – oder 
nach einer Normalisierung der amerikanisch-libyschen Beziehungen im Norden auf Libyen,18 
wurde nicht ausgeschlossen. USEUCOM hat sogar im März 2004 vorgeschlagen, die 
Maghrebstaaten Algerien, Marokko und Tunesien direkt in die PSI einzubeziehen, weil in 
diesen Staaten USEUCOM zufolge „terror threats are believed to be growing“.19  

Das Pressekommuniqué des US-Außenministeriums Büros für Terrorbekämpfung vom 7. 
November 200220 nannte vier Ziele, die mittels des „Hilfsprogrammes“ der PSI erreicht 
werden sollen: 

1. Grenzschutz, 
2. Überwachung der Personen- und Güterbewegung, 
3. Terrorismusbekämpfung, 
4. Stärkung der regionalen Kooperation (zwischen den direkten PSI-Hilfsempfängern und 

den Maghrebstaaten). 
 
Die Ziele 1, 2 und 4 stehen jeweils direkt mit dem zentralen Aspekt der Terrorismusbe- 
kämpfung in Bezug. Das Anti-Terrorism-Assistance Program der US-Regierung wurde ent- 

                                                           
15 Pitman, Todd (Associated Press): U.S. General: al-Qaida eyeing Africa, 5.4.2004 
(www.kvue.com/sharedcontent/nationalworld/world/). 
16 CBSNews.com, 5.3.2004 (U.S. thinks Qaeda eyeing Africa). General Wald hält es somit nicht für 
unwahrscheinlich, dass sich al-Qa’ida nach dem internationalen Verfolgungsdruck in den ehemals sicheren 
Gebieten wie Afghanistan/Pakistan aus o.g. Gründen den afrikanischen Staaten zuwendet. Der CBS-Bericht gibt 
ferner zu bedenken, dass in Westafrika reiche Ölvorkommen sitzen und USEUCOM auch deswegen Afrika 
mehr Aufmerksamkeit schenken muß. Der Golf von Guinea könne für die US-Ölversorgung zu einer Alternative 
für Nahost werden. Aus dieser Region würden bereits 15 % der Ölimporte der USA stammen und es werde 
erwartet, dass es bis 2015 25 % sein werden.    
17 So wiederum auch General Wald im September 2004, zit. nach Le Quotidien d’Oran, 11.9.2004.    
18 Vgl. hierzu General Wald, stellvertretender Kommandeur von USEUCOM, am 2. April 2004 (US-General: 
Libya could become participant in fight against terrorism, www.voanews.com, 2.4.2004). Libyen zeigte sich 
2003 u.a. in der Affäre der entführten europäischen Saharatouristen kooperativ und vermittelnd (Auslieferung 
des algerischen Verantwortlichen der Entführung, der von einer tschadischen Rebellengruppe nach seiner Flucht 
in den Tschad festgehalten wurde, durch libysche Vermittlung an die algerischen Behörden am 27. Oktober 
2004). 
19 Vgl. Quelle in Anm. 15. Vgl. auch L’Evénement, 21.-27.12.2004 (Lutte anti-terroriste : Des islamistes traqués 
au Tchad, au Mali et au Niger), wo dieser Vorschlag von USEUCOM, die PSI auf acht Staaten zu erweitern 
(zusätzlich Senegal sowie Algerien, Marokko und Tunesien) wiederholt wurde. 
20 Vgl. Quelle in Anm. 11. 
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sprechend für die Staaten Mali, Mauretanien, Niger und Tschad 2003 erhöht. Am 25. März 
2004 nannte das US-Außenministerium als die zwei Hauptziele der PSI:  

1. den Ausbau der US-Kooperation mit den Sahel-Saharastaaten im Kampf gegen Terro- 
rismus (im Sinne einer Befähigung der Staaten zur Bekämpfung des Terrorismus) und 

2. die Stärkung der Antiterrorismuskooperation der Sahel-Saharastaaten mit den nord- 
afrikanischen Nachbarstaaten.21  

 
Das bedeutet konkret, dass die Staaten Mali, Mauretanien, Niger und Tschad mit dem 
Programm im Rahmen der PSI zur Terrorismusbekämpfung befähigt werden sollen. 
USEUCOM sieht darin eine präventive Maßnahme, um ein direktes militärisches 
Engagement der USA in diesen Staaten vermeiden zu können.22 Die offiziell gewünschte 
transsaharische Ausrichtung der internationalen Terrorismusbekämpfung, die eine 
multilaterale Kooperation (zunächst) der vier Sahelstaaten mit den nordafrikanischen Staaten 
beinhalten sollte, wurde im August 2004 durch die Bezeichnung der PSI als Trans-Sahara 
Counter Terrorism Initiative (TSCTI) nochmals deutlich hervorgehoben. Der neue Name, 
TSCTI, ersetzt seither allerdings nicht die Bezeichnung PSI und kommt auch seither nicht oft 
zur Anwendung. PSI ist nach wie vor die üblichere Benennung für die Initiative.     
 
2.3. Die Zuständigkeit 
Die PSI ist eine Initiative des US-Außenministeriums, das die Finanzmittel für die Initiative 
bereitstellt. Die Umsetzung der einzelnen Teile des Hilfsprogrammes, die auf 
sicherheitspolitische Aspekte der Terrorismusbekämpfung abheben, obliegt dem US-
Militärkommando Europa (USEUCOM) mit Sitz in Stuttgart. Die geographische 
Zuständigkeit des USEUCOM, die sogenannte „Area of Responsibility“ (AOR), umfasst 
neben Europa, den ehemaligen sowjetischen Republiken und Nahost große Teile des 
afrikanischen Kontinents. Ausgenommen sind Ägypten, Südafrika, Kenia und die Staaten am 
Horn von Afrika, für die das Central Command zuständig ist.23 USEUCOM setzt das 
Hilfsprogramm der PSI seit 2004 vor Ort durch Spezialkräfte der US-Armee um. Von diesen 
Spezialkräften, die je nach Quelle 100 bis 200 Personen24 für die PSI 2004 bereitstellten, sind 
vier in Europa und zwei in den USA stationiert:  

- U.S. Special Operations Command Europe (Deutschland, Stuttgart) 
- 1st Battalion, 10th Special Forces Group (Airborne) (Deutschland, Stuttgart) 
- 352nd Special Operations Group (England, Mildenhall) 
- 86th Contingency Response Group (Deutschland, Ramstein) 
- 37th Airlift Squadron (Deutschland, Ramstein) 
- U.S. Marine Forces Europe (Deutschland, Stuttgart) 
- Marine Corps Forces Atlantic (USA, Norfolk/Virginia) 
- Second Marine Expeditionary Force (USA, Camp Lejeune/North Carolina)25 

2004 wurden relativ kleine Teams dieser US-Spezialeinheiten in den Sahelstaaten eingesetzt. 
Im Tschad und in Niger waren 2004 darüber hinaus auch „defense contractors“, also 
Vertragsfirmen der US-Streitkräfte, aktiv.26  

                                                           
21 Vgl. Quelle in Anm. 9.   
22 Vgl. Lieutenant-Colonel Smith von USEUCOM in: International Herald Tribune, 12.5.2004 (U.S. looks to 
Sahara as front in terror war).  
23 Vgl. www.eucom.mil/AOR/Africa/main.htm. 
24 Vgl. www,cbs.news.com, 5.4.2004 (U.S. thinks Qaeda eyeing Africa); vgl. www.dawn.com, 14.3.2004 (US 
helping N. African States fight militants).   
25 Vgl. www.eucom.mil/directorates/ecpa/Exercises/Pan_Sahel/PanSahel04.htm. 
26 Zu deren genauer Aufgabenstellung wurden keine detaillierten Angaben gefunden. 
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2.4. Das Hilfsangebot 
Bei der PSI handelt es sich um ein weiteres Hilfsangebot an ausgewählte afrikanische 
Staaten, um – so die offizielle Begründung der Initiative – deren Kapazität zur Terrorismus- 
bekämpfung zu verbessern. Die PSI ist Teil des weltweiten Security Assistance Program des 
US-Außenministeriums. PSI ergänzt bestehende, regionalspezifische Kooperationen mit 
afrikanischen Staaten27 und das weltumspannende International Military Education and 
Training Program (IMET), in das Mali, Mauretanien, Niger und der Tschad einbezogen sind. 
Zur Durchführung der PSI sollte USEUCOM rund 8 Mio. $ erhalten. 2004 wurden schließlich 
125 Mio. $ für eine Laufzeit von fünf Jahren beantragt.28 PSI besteht aus materieller und 
Ausbildungshilfe bzw. Schulungsprogrammen für die malischen, mauretanischen, nigrischen 
und tschadischen Sicherheitskräfte. Neben der ebenfalls angebotenen Unterweisung in die 
Sicherung von Flughäfen, die Untersuchung von Bombenattentaten und den Schutz von 
Führungskadern, stehen durch die PSI seit 2004 überwiegend eine Grundausbildung in 
Schusstechnik, Planung und Logistik, Kommunikation und Patrouillenführung, die 
Durchführung von Grenzkontrollen und die Überwachung von Personen- und Güter- 
bewegungen auf dem Programm. 60tägige Trainingskurse in den Sahelstaaten sollen für 
schnelle Ergebnisse sorgen.  

Die Maghrebstaaten Algerien, Marokko und Tunesien sollten dazu veranlasst werden, im 
Rahmen der PSI mit den Sahelstaaten bei den Maßnahmen zur Grenzsicherung, zur Bekämp-
fung der transnationalen Personen- und Güterbewegung und des grenzüberschreitenden Ter-
rorismus zusammenzuarbeiten.     
 
2.5. Die Reaktionen 
Nach der ersten Präsentation der PSI in den Sahelstaaten durch eine Delegation des US-
Außenministeriums im Oktober/November 2002 folgten bis Ende 2003 keine konkreten 
Maßnahmen. Die Sahelstaaten signalisierten jedoch im Laufe des Jahres 2003 ihre Bereit- 
schaft zur Kooperation. Die internationale Medienaufmerksamkeit, die diesen Staaten im 
Sommer 2003 im Zusammenhang mit der Entführung von 32 europäischen Saharatouristen 
durch eine islamistische terroristische Gruppe29 in Algerien zuteil wurde, dürfte mitverant- 
                                                           
27 Wie ACOTA (African Contingency Operations Training Assistance), ACRI (African Crisis Response 
Initiative) oder die 2003 lancierte, mit 100 Mio. $ (2003) dotierte Initiative zur Terrorismusbekämpfung in 
Ostafrika, EACTI (East Africa Counter-Terrorism Initiative). ACRI setzte zwischen 1997 und 2001 militärische 
Trainingsmaßnahmen um. Die Initiative war dem US-Verteidigungsministerium zugeordnet. Beabsichtigt war, 
afrikanische Militärs für Friedensmissionen und humanitäre Missionen zu schulen. ACRI wurde unter Präsident 
Bush im Frühjahr 2002 in ein neues Programm, ACOTA, überführt, dessen Finanzierung dem US-Au-
ßenministerium obliegt. „ACOTA trains military trainers and equipes African national militaries to conduct 
peace support operations and humanitarian relief.” Im Unterschied zu ACRI ist im Rahmen von ACOTA auch 
Training für offensive militärische Aktionen vorgesehen. Für das Finanzjahr 2004 wurden 24 Mio. $ für ACOTA 
beantragt. Vgl. hierzu u.a. auch www.globalsecurity.org/military/agency/dod/acri.htm, http://www.prairienet. 
org/acas/miloverview.html (U.S. military programs in sub-Saharan Africa 2001-2003). Russell J. Handy weist 
im Air & Space Power Journal (Herbst 2003) zurecht darauf hin, dass mit ACOTA eine Verschiebung des 
Schwergewichts erfolgte: Weg von „direct US involvement in African peacekeeping“ hin zu einer Förderung 
„afrikanischer Lösungen für Afrikaner“, in dem z.B. auch „peace enforcement“-Training aufgenommen wurde 
(www.findarticles.com).     
28 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 12.5.2004 (Spezialkräfte nach Afrika); International Herald Tribune, 
12.5.2004 (U.S. looks to Sahara as front in terror war).  
29 Die Meldungen über die algerischen Entführer (GSPC-Mitglieder), die mit einem Teil der Geiseln vor dem 
algerischen Militär nach Nordmali flohen und nach der Freilassung der Entführten versuchten, sich auch in 
Nordniger und im Tschad organisatorisch festzusetzen, drangen an die internationale Öffentlichkeit. Die 
malische Regierung konnte deswegen die Existenz und Aktivitäten dieser Gruppe (Neuwerbung von Mitgliedern 
unter den Tuareg) nicht länger bestreiten. Im Januar 2004 gab schließlich der malische Verteidigungsminister 
indirekt zu, dass sich GSPC-Mitglieder in Nordmali aufhalten.          
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wortlich sein für die Bereitschaft der Staatsführungen, die materiellen und Schulungsangebote 
der PSI zu nutzen. Mali, Niger und Tschad sind zudem quasi „zweigeteilte“ Staaten, die über 
große, wenig integrierte saharische Nordterritorien verfügen. Den Staatsführungen der 
Sahelstaaten gelang es seit der Unabhängigkeit der Staaten nicht, die zentralstaatliche 
Kontrolle auf die Nordregionen auszudehnen, die von überwiegend nomadisch geprägten, 
nicht schwarzafrikanischen Stämmen (Tuareg in Mali, Niger; Toubou im Tschad) bewohnt 
sind. Mit der Zentralregierung kam es in der Vergangenheit (1980er, 1990er Jahre; vgl. 
Chronologie) immer wieder zu gewaltsam verlaufenden Konflikten, weil die (muslimische) 
Bevölkerung dieser Regionen ihre Interessen nicht vergleichbar den Interessen der 
schwarzafrikanischen Bevölkerung in den fruchtbareren Südteilen der Länder repräsentiert 
sehen. Die staatliche Kontrolle über die jeweiligen Nordregionen und dementsprechend auch 
über die Grenzen zu den nördlichen Nachbarstaaten ist schwach ausgeprägt; der Zentralstaat 
mischt sich möglichst wenig ein. Das Angebot der PSI war bzw. ist somit durchaus zumindest 
auf den ersten Blick für die Staatsführungen der Sahelstaaten von praktischem Nutzen. Ob die 
Staatsführungen Malis, Nigers und des Tschad allerdings die „Kontrollbefähigung“ über die 
Nordregionen und die Grenzgebiete zur Sahara umsetzen kann, wie es die PSI erstrebt, d.h., 
ob sie verstärkt Präsenz zeigen und auch nach Beendigung der Ausbildungskurse z.B. im 
Falle von illegalen Personen- und Güterbewegungen eingreifen, bleibt indessen eine offene 
Frage. Denn immerhin handelt es sich bei den illegalen Personen- und Güterbewegungen in 
der Region um lukrative Wirtschaftszweige, die der Bevölkerung in diesen peripheren 
Regionen (s.u. 3. und 4.2.) das Überleben sichern.30

Die mit der PSI als Kooperationspartner angesprochenen Maghrebstaaten beurteilten die 
Initiative für die Sahelstaaten, die selbst nur über geringe Finanzmittel verfügen, als positiv 
und begrüßen das Schulungsangebot und die technische Ausstattung zur verbesserten 
Grenzüberwachung, die ihnen zur Verfügung gestellt werden. Andererseits äußerten sich 
gerade auch algerische Parteien und die algerischen Medien aller politischen Richtungen 
skeptisch gegenüber den Interessen der USA und den Absichten, die von der US-Regierung 
mit der PSI verfolgt werden. Eine „Einmischung“ der US-Administration und insbesondere 
eine US-Militärpräsenz durch Stützpunkte oder Horchposten jedweder Art auf algerischem 
Boden wurde und wird vehement abgelehnt.31 Im Wesentlichen drehten sich denn auch die 
Vorbehalte in Algerien um eine US-Militärpräsenz im eigenen Land und an den 
Landesgrenzen bzw. in benachbarten Staaten (s.u. 2.6.). Von libyscher Seite wurde der US-
Administration unterstellt, sie betreibe Propaganda und übertreibe die angebliche Gefahr 
durch Islamisten im Sahel-Sahararaum, um ihrem Ziel, Militärstützpunkte zu errichten, näher 
zu kommen.32             
 
2.6. Die Kontroverse um die US-Militärpräsenz  
Die militärische Kooperation von USEUCOM mit den Sahel-Saharastaaten Mali, Maure- 
tanien, Niger und Tschad, die durch die PSI vorangetrieben werden soll, ist nach offiziellen 
Angaben von USEUCOM mit einer zu Ausbildungszwecken zeitlich begrenzten Präsenz von 
Mitgliedern der US-Streitkräfte in diesen Staaten verbunden. Insbesondere in den Maghreb- 
staaten stößt diese Präsenz jedoch auf Misstrauen, weil damit die USA als einzig verbliebene 
Supermacht in diesen südlich angrenzenden Nachbarstaaten ihren Einfluss massiv und 
ungebremst ausweiten kann. Anfang Juli 2003 berichteten mehrere lokale Zeitungen und 
                                                           
30 Bezeichnenderweise ist die malische Regierung erst im Dezember 2003 auf algerischen Druck hin gegen 
Mitglieder der in Nordmali präsenten algerischen terroristischen Gruppe GSPC vorgegangen.   
31 Vgl. u.a. El Watan,  2.3.2004 (Les USA négocient des voies d’accès à leurs troupes).  
32 So der libysche Außenminister, Shalqam, am 14. Mai 2004 (L’Intelligent/Jeune Afrique, 23.5.2004: 
Terrorisme: Divergences sahéliennes). 
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Online-Dienste,33 Ziel der US-Administration sei es, in Nordafrika Militärstützpunkte zu 
errichten, nachdem am 5. Juli 2003 der Kommandeur der US-Streitkräfte in Europa, General 
Jones, wegen der „wachsenden Probleme in Afrika“ eine verstärkte Präsenz der USA auf dem 
afrikanischen Kontinent gefordert hatte.34 Ungeachtet dessen, dass General Jones nicht von 
permanenten Stützpunkten, sondern von Nutzungsrechten sprach,35 wurde in den maghreb- 
inischen Medien von Stützpunkten geschrieben. Der Besuch des stellvertretenden 
Kommandeurs der USEUCOM, General Wald, am 6. September 2003 in Algier stärkte das 
Gerücht, die US-Regierung wolle eine Abhörstation im südalgerischen  Tamanrasset 
errichten. Zwar folgten entsprechende offizielle Dementis, doch es gelang nicht, fortan 
Gerüchte dieser Art verstummen zu lassen. Der algerische Außenminister verdeutlichte 
schließlich ein paar Tage vor der Maghrebrundreise von US-Außenminister Powell (2.-3. 
Dezember 2003) die algerische Position und betonte, dass es keine Stützpunkte der USA in 
Algerien geben werde. Das US-Außenministerium dementierte gleichfalls, dass die US-
Administration erwäge, einen Stützpunkt in Algerien zu errichten.36 Allerdings verlautete 
wiederum am 1. März 2004 aus US-amerikanischen Militärkreisen, die USA würden mit den 
Maghrebstaaten, den Sahelstaaten sowie den Staaten Süd- und Ostafrikas über 
Zugangsmöglichkeiten für US-Truppen diskutieren; Nutzungsrechte seien somit in 
Diskussion. General Wald dementierte seinerseits das hartnäckige Gerücht,37 dass US-
Soldaten in den algerischen Südprovinzen stationiert seien. Er betonte bei dieser Gelegenheit 
nochmals, die USA hätten keine Stützpunkte in Algerien und würden auch keine Stützpunkte 
in Algerien wollen.38  

Tatsache ist jedoch, dass USEUCOM-Repräsentanten selbst zu dieser Verwirrung 
beitragen: Seit 2003 betonen sie konstant die Absicht, die US-Präsenz in Afrika zu stärken 
und Marinestützpunkte, Hafennutzungsrechte oder das Recht, US-Landstreitkräfte 
aufmarschieren zu lassen, auszudehnen, weil Afrika insgesamt und speziell Nordafrika, das 
südliche Mittelmeer sowie das Horn von Afrika in den kommenden zehn Jahren „major 
sources of tension“ werden würden. 

In Bezug auf die Antiterrorkooperation mit den nordafrikanischen Staaten sprach der 
USEUCOM-Zuständige für Terrorbekämpfung von einem „neuen“ Ansatz, der auf 
Prävention abziele. Um „nicht einmarschieren zu müssen“ würden lokale Regierungen in 
ihrem Kampf gegen Terrorismus unterstützt. Eine starke Präsenz (von US-Truppen) sei nicht 
geplant. Der stellvertretende Kommandeur von USEUCOM, General Wald, umriss 
schließlich im April 2004 die Vorstellung über eine US-„Präsenz“ in Afrika genauer; es sei 
an ein halbes Dutzend „low-maintenance bases at airports or remote camps“ gedacht, wo für 
kurze Zeitspannen eine Stationierung von Truppen für Trainingszwecke oder als 
Ausgangspunkt für eine Operation möglich sei:  
                                                           
33 Vgl. US military wants to increase its presence in Africa, www.smh.com.au 7.7.2003; Maroc-Hebdo, 
11.7.2003 (Ce qu’on attend de l’Amérique).  
34 Vgl. auch den diesbezüglichen Hinweis bei Carafano/Gardiner (Quelle Anm. 3).     
35 Vgl. International Herald Tribune,  5.7.2003 (U.S. military plans African expansion). Vgl. hierzu auch 
General Jones in World Tribune (Mai 2003), zit. unter www.khilafah.com, 6.5.2003 (U.S. eyes permanent 
military bases in North Africa).     
36 So auch der Unterstaatssekretär im US-Außenministerium für Nordafrika und Nahost, Burns, während seines 
Besuches in Algier vom 25.-27. Oktober 2003.   
37 Bereits im März 2004 war dies ein Diskussionsthema in den algerischen Medien. Das algerische 
Verteidigungsministerium dementierte offiziell, dass sich US-Trainer in Algerien aufhalten (BBC, 28.3.2004: 
Algeria: Defence ministry denies presence of US military trainers in country). 
38 General Wald verneinte, dass die USA einen permanenten Stützpunkt in Algerien einrichten wollen 
(http://usinfo.state.gov/topical/poe/terror/texts/04030805.htm: Africa Militaries partners with U.S. to combat 
terror, keep the peace). Vgl. auch U.S. Military European Command expanding in Africa (www.parapundit.com, 
9.3.2004).    
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“They’d be places that we could go into for a small period of time, either train locally with 
those governments or actually use those to may be execute an operation from.”39

„About 200 troops would be deployed to each base at a time – temporarily not 
permanently.”40

Entsprechende Vereinbarungen mit afrikanischen Staaten würden derzeit nach Angaben von 
General Wald angestrebt. Diese Ansatz bettet sich in die Strategie der USA ein, keine neuen 
permanenten Stützpunkte zu wollen, um flexibler reagieren zu können und stattdessen (wie 
im Falle der PSI) Kooperations-/Allianzpartner zur Durchführung entsprechender mili- 
tärischer und sicherheitspolitischer Aufgaben „zu befähigen“. Die eigenen Truppen sollen 
entlastet werden. Diese Strategie der US-Administration bedarf allerdings eines Netzwerkes 
von wohlgesinnten, im militärischen und sicherheitspolitischen Bereich kooperativen Staaten. 
Bei einigen anvisierten Kooperationspartnern wie z.B. Algerien weckte die amerikanische 
Strategie indes die Befürchtung, dass durch ein zu Viel an Kooperation mit den USA im mili- 
tärischen und sicherheitspolitischen Bereich möglicherweise die nationale Selbstbestimmung 
verloren geht. Eine Interessenkongruenz der Maghrebstaaten mit den USA ist schließlich 
nicht automatisch – über die Bekämpfung des Terrorismus hinaus – gegeben.               
 
2.7. Der Stand der Kooperation Anfang 2005 
Die vier Sahelstaaten sind seit 2003 in das IMET-Programm der USA einbezogen. Mali ist 
darüber hinaus in das ACOTA-Programm und das Foreign Military Sales Program der USA 
integriert.41  

Im Rahmen der PSI kam es im Dezember 2003 in Mali zu ersten vorbereitenden Maßnah-
men, denen im Januar 2004 in Mali und Mauretanien, im März 2004 in Niger und ab Mai 
2004 im Tschad konkrete Schritte zur Umsetzung der PSI unter USEUCOM-Direktive folg-
ten: 

- In Mali bauten im Dezember 2003 amerikanische Soldaten bei Gao ein Camp für 
Ausbildungsmaßnahmen im Rahmen der PSI auf, das als „PSI-Headquarter“42 
bezeichnet wird. Teams des Special Operations Command Europe sind zur 
Unterweisung in  Bamako, Gao und Timbuktu stationiert. Vom 20. Januar bis zum 26. 
März 2003 bildeten US-Offiziere ca. 300 malische Militärs zum Kampf gegen 
Terrorismus und Organisierte Kriminalität aus. Ende 2003 soll auch ein CIA-Büro in 
Mali eröffnet worden sein; ein Projekt, den Flughafen bei Tessalit im Tuareggebiet 
Nordmalis auszubauen, soll bestehen.  

- In Niger begann im März 2004 eine sog. „Charmeoffensive“ des US-Militärs,43 die 
eine positive Stimmung gegenüber den US-Soldaten schaffen sollte, die Hilfe beim 
Schulbau leisteten und als Ärzte eingesetzt waren.44 Im Juni-Juli folgte ein acht 
Wochen dauernder Ausbildungskurs von 25 US-Marines (Mobile Training Team). Im 
August gaben 25 US-Marines und ein medizinisches Team der Air Force Reserve 
einen Ausbildungskurs.45 

                                                           
39 General Wald, www.cbsnews.com, 5.3.2004 (U.S. thinks Qaeda eyeing Africa). Vgl. auch General Wald in: 
http://usinfo.state.gov/topical/pol/terror/texts/04030805.htm, 9.5.2004 (U.S. Department of State. International 
Information Programs: African militaries partnering with U.S. to combat terror, keep the peace): „We’re 
interested in having forward operating locations where we can stop and refuel; where we can be assured that 
they’re there when we need them to go long distances.“     
40 International Herald Tribune, 12.5.2004 (U.S. looks to Sahara as front in terror war).  
41 Vgl. Anm. 27.  
42 Special Forces support Pan Sahel Initiative, in: Defence & Arms, 9.3.2004 (www.ocnus.net).  
43 Vgl. Neue Zürcher Zeitung, 12.3.2004 (Charme-Offensive des US-Militärs in Niger). 
44 Vgl. www.eucom.mil/directorates/ecpa/News/Release/081104.htm.  
45 Details www.eucom.mil/directorates/ecpa/Exercises/Pan_Sahel/. 
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- In Mauretanien trafen für die erste Phase der Ausbildung (10. Januar-26. März 2004) 
Militärexperten ein. Ausbildungskurse finden z.B. in Atar statt. Im Februar 2004 
wurde eine Ausweitung der Militärkooperation diskutiert. Im Mai 2004 hielt sich eine 
neue US-Militärmission in Mauretanien auf, um im Rahmen der PSI für die 
Terrorismusbekämpfung auszubilden. 

- Eine Vereinbarung mit der tschadischen Regierung über Hilfe seitens der USA im 
Rahmen der PSI wurde im März 2004 getroffen.46 Im Tschad begann daraufhin Ende 
Mai bis Juli 2004 das achtwöchige Trainingsprogramm durch ca. 30 US-Marines.47       

 
Von den Maghrebstaaten Algerien, Marokko und Tunesien, die zur Stärkung der regionalen 
Kooperation in die PSI einbezogen werden sollen, wird von Seiten der USA insbesondere die 
Kooperation Algeriens angestrebt, in dessen saharischen Südprovinzen sich die negativen 
Auswirkungen der durchlässigen Grenzen besonders negativ bemerkbar machen. Parallel zu 
den Bemühungen der Nord-Süd-Kooperation im Kampf gegen Terrorismus läuft die 
bilaterale militärische und Sicherheitskooperation der USA mit den Maghrebstaaten, die seit 
dem 11. September 2001 gleichfalls eine ausgeprägte Antiterrorismuskooperation einschließt. 
Die Terrorismusbekämpfung mit Algerien bezeichnet die US-amerikanische Seite als den 
„Schlüsselbereich der Kooperation“ mit diesem Land.48 Das Ziel, mit der PSI die 
multilaterale Kooperation der Terrorismusbekämpfung zwischen den Sahelstaaten und den 
Maghrebstaaten voranzutreiben, konnte USEUCOM inzwischen in der Tat umsetzen: Am 
23./24. März 2004 kam es auf der Ebene der Generalstabschefs der vier Sahelstaaten und der 
drei nordafrikanischen Staaten im Hauptquartier von USEUCOM in Stuttgart, als dem 
Exekutor der PSI, zu einem ersten Treffen, um eine Koordinierung der Sicherheits- 
kooperation zu diskutieren. Ein zweites Treffen folgte am 5. Dezember 2004 ebenfalls in 
Stuttgart. Die versammelten Generalstabschefs der Sahel- und Maghrebstaaten sollen im 
März 2004 übereingekommen sein, die Kooperation zwischen dem Militär der Sahel- und 
Maghrebstaaten in einem multilateralen Rahmen zum „Kampf gegen Terrorismus und 
islamistischen Extremismus“ zu vertiefen. Die bisherige Sicherheitskooperation basierte 
ausschließlich auf bilateralen Vereinbarungen. Anvisiert wurden die Verbesserung des 
nachrichtendienstlichen Informationsaustauschs und der Überwachung (u.a. Abhören von 
Telefonaten), gemeinsame Grenzpatrouillen und Vereinbarungen, die das operative 
militärische Eingreifen im Falle von antiterroristischen Operationen in den Grenzregionen 
regeln.49 Welche Schritte bis Ende 2004 bereits eingeleitet wurden, ist bislang nicht bekannt.   
                      
3. Grenzüberschreitende Sicherheitsprobleme im Sahel-Sahararaum 
 
3.1. Terrorismus 
Das World Markets Research Centre (WMRC) in London gab 2003 seinen WMRC Global 
Terrorism Index 2003/2004 heraus, in dem das Risiko für terroristische Anschläge in 186 
Staaten und von Anschlägen gegen die Interessen einzelner Staaten weltweit in den 
kommenden zwölf Monaten auf einer Skala von 1-10 (1 geringes, 10 hohes Risiko) erfasst 

                                                           
46 Vgl. www.usafe.af.mil/news, 16.3.2004.  
47 Details vgl. www.eucom.mil/Directorates/ECPA/Exercises/Pan_Sahrl/Chad_04/ (U.S. marines arrive in Chad, 
begin Pan Sahel initiative.  
48 So ein namentlich nicht genannter Mitarbeiter der US-Botschaft in Algier (U.S. training Algeria to fight desert 
rebels, www.alertnet.org, 2.3.2003).   
49 Le Quotidien d’Oran, 14.4.2004 (Les militaires américains lancent « l’alliance régionale de sécurité »).  
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wurde.50 Während die USA und Großbritannien als Staaten mit dem höchsten Risiko für 
terroristische Angriffe von islamistischen Extremisten eingestuft werden, wird unter 
regionalen Gesichtspunkten das Risiko für terroristische Angriffe in den subsaharischen 
Staaten im weltweiten Vergleich als gering eingestuft, während wiederum das Risiko im 
Nahen Osten und in Nordafrika als hoch gewertet wird. Dieses Ergebnis zur regionalen 
Gefährdung in subsaharischen Staaten widerspricht nicht der Argumentation von USEUCOM 
bzw. der US-Administration, denn deren Hauptargument für die PSI ist die Prävention, die 
vorsorgliche Befähigung der Staaten, einen möglichen Aufenthalt von al-Qa’ida-Mitgliedern 
oder al-Qa’ida-ähnlichen terroristischen Gruppen in den Sahelstaaten zu unterbinden. Das 
heißt, die Nutzung der über weite Teile nicht unter staatlicher Kontrolle stehenden Territorien 
durch al-Qa’ida-Mitglieder oder Qa’ida-ähnliche Gruppen als „safe haven“ oder als Ort, von 
dem aus Operationen gegen US-Interessen im unmittelbaren regionalen Umfeld (Westafrika, 
Nordafrika, Sahelraum) umgesetzt oder weltweite Angriffe geplant werden, soll verhindert 
werden.51 Die Ölinteressen der USA stehen bei diesen Überlegungen im Zentrum. Auch wenn 
nur eine geringe Verbindung zu al-Qa’ida hergestellt werden kann,52 die Umfeldbedingungen 
sind – wie General Wald von USEUCOM deutlich hervorhob (s.o.) – ideal für 
Gruppen/Organisationen, die sich staatlicher Kontrolle entziehen wollen. Dennoch muss die 
Frage gestellt werden, ob al-Qa’ida bzw. al-Qa’ida-ähnliche Gruppen und ihre terroristischen 
Aktivitäten das Hauptsicherheitsproblem im Sahel-Sahararaum sind. Die Antwort geben 
USEUCOM-Repräsentanten selbst: Sie sprechen nur davon, dass die eingeleiteten 
Maßnahmen im Rahmen der PSI eine Nutzung des Sahel-Sahararaumes für solche Gruppen 
verhindern sollen. Von einer bereits vorhandenen Bedrohung wird nicht ausgegangen, 
lediglich von einem diesbezüglichen Risiko. Mit anderen Worten, die Terrorismus- 
problematik wird nicht als momentan akutes Problem gewertet, sondern als künftig 
mögliches. Diese Wahrnehmungen und Erwägungen fanden (und finden) vor dem 
Hintergrund des wachsenden US-Engagements im Erdölsektor nordafrikanischer (v.a. 
Algerien; zukünftig auch wieder Libyen) und subsaharischer Staaten statt. General Wald war 
in diesem Punkt sehr explizit.53 Neben den erdöl-/erdgasreichen Maghrebstaaten Algerien und 
Libyen ist Mauretanien ins Blickfeld gerückt, wo jüngst lukrative Offshore-Felder entdeckt 
wurden.54 Zudem scheinen Mali und Niger eine Zukunft als Erdölexporteure vor sich zu 
haben. Große Felder wurden im nördlichen Landesteil von Mali um Taoudenni, Timbuktu 
und Gao sowie an der Grenze zu Niger55 entdeckt. Zu diesen neu entdeckten Feldern kommen 
die Vorkommen im Tschad und schließlich im ölreichen westafrikanischen Nigeria hinzu, die 
diesen Raum für die USA als Alternative zum Nahen Osten attraktiv machen (Nigeria ist 
                                                           
50 Vgl. Details unter www.worldmarketsanalysis.com/application/t-index_2003.html; dort finden sich auch 
Angaben zur  Methodik.  
51 Auch aus Sicht europäischer Politiker ist der Sahel-Sahararaum im übrigen „Teil des islamischen 
Krisengürtels“. So z.B. der deutsche Außenminister Fischer in einem Interview mit der Süddeutschen Zeitung 
vom 21.8.2003.     
52 Was nicht heißt, dass es in den Sahelstaaten und in westafrikanischen Staaten (z.B. Elfenbeinküste) keine 
lokal aktiven islamistischen Gruppen gibt, die gewaltbereit sind. So soll es z.B. unter den schiitischen 
Gemeinden westafrikanischer Staaten militante Gruppen (mit Verbindung zu den radikalen libanesischen 
schiitischen Gruppen) geben. Im Nordwesten von Mali (Region Kayes) machte eine wahhabitische Gruppe von 
sich reden, die sich im August 2003 Auseinandersetzungen mit sunnitischen Muslimen lieferte, bei denen 
Schusswaffen eingesetzt wurden; es soll mindestens 10 Tote gegeben haben (El Watan, 10.8.2003).        
53 Vgl. U.S.: al-Qaida looking to Africa, 6.3.2004 (www.salon.com).  
54 L’Intelligent/Jeune Afrique, 28.11.2004 (Mauritanie: Ruée vers l’or noir). 
55 L’Intelligent/Jeune Afrique, 20.6.2004 (Pluie d’or noir sur le Sahel ?); ebenda, 31.10.2004 (Mali: Or noir ou 
pays de l’or blanc ?); vgl. auch Asia Times, 30.3.2004 (Goldstein, Ritt: Africa: Oil, Al-Qaeda and the US 
military), abgedruckt unter 
www.globalpolicy.org/security/natres/oil/2004/0330military.htm. 
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bereits der fünftgrößte Öllieferant der USA). Die Korrelation zwischen dem hohen Bedarf der 
USA an Erdöl und dem „nationalen Interesse“ der USA an der ungehinderten Versorgung mit 
Rohöl einerseits und der Terrorismusbekämpfung andererseits waren schließlich 
ausschlaggebend für die strategische Aufwertung des Sahel-Sahararaumes. Die wegen der 
Gefahr terroristischer Anschläge auf US-Interessen miteinander in Beziehung gesetzten 
Interessenzonen: das erdölreiche Westafrika, die erdölreichen nordafrikanischen Staaten56 
und neuerdings die Sahelstaaten, die just im „belt of instability“ liegen, der vom Horn von 
Afrika bis Mauretanien reicht, ist denn auch für die strategische Aufwertung des Raumes 
verantwortlich. Die Befürchtung, daß al-Qa’ida oder Qa’ida-ähnliche Gruppen in diesen 
(wirtschaftlichen) Interessenzonen der USA für Unruhe und Instabilität sorgen und gezielt 
US-Interessen gefährden wollen (z.B. durch Anschläge auf Erdölförderanlagen), ist ein 
zentraler Ausgangs- und Angelpunkt in der Argumentation der US-Administration zur 
Rechtfertigung der PSI. Walter Kansteiner, zuständig für Afrika im US-Außenministerium, 
drückte sich im Zusammenhang mit Präsident Bushs Afrikareise im Juli 2003 diesbezüglich 
sehr klar aus: Afrikanisches Rohöl sei von strategischer Bedeutung für die USA. 2005 sollen 
demnach 20 % der US-Ölimporte aus „Afrika“ (Westafrika/Nigeria) kommen, weitere 
Steigerungen seien anvisiert.57 Die Tatsache, dass Staaten, in denen terroristische Gruppen für 
innenpolitische Unruhen und Konflikte sorgen, ebenfalls in ihrer Wirtschaftstätigkeit 
beeinträchtigt sind und Investoren abschrecken, macht vorbeugende Strategien durchaus 
sinnvoll. Die Frage ist jedoch, ob selektive Maßnahmen im Sicherheitsbereich, wie sie die 
PSI seit 2004 umsetzt, dazu ausreichen, das innenpolitische Umfeld in den Sahelstaaten bzw. 
die Lebensbedingungen in den saharischen Regionen dieser Staaten so zu verändern, dass 
terroristische Gruppen oder kriminelle Banden mit terroristischem Hintergrund keine oder nur 
geringe Chancen haben, sich in den saharischen Grenzregionen Malis, Mauretaniens, Nigers 
und des Tschad Handlungsspielraum und vor allem das materielle und physische Überleben 
zu sichern. Die Unterentwicklung in diesen saharischen Regionen, die vorherrschende Armut, 
das Empfinden der Bevölkerung, von der Zentralregierung marginalisiert und bei 
entwicklungspolitischen Projekten vergessen zu werden, sind die zentralen Probleme, die 
gelöst werden müssten, wenn langfristig kriminelle Banden, terroristische Gruppen oder 
kriminelle Banden mit terroristischen Verbindungen oder vormals terroristischem Hinter- 
grund keinen Unterschlupf bzw. keine Unterstützung (gegen finanzielle Gegenleistungen) 
und keine Rekrutierungsmöglichkeiten mehr unter den Stämmen dieser Regionen finden 
sollen.  

Islamistische terroristische Gruppen algerischer Herkunft (GSPC) sind im Sahel-
Sahraraum präsent und aktiv.58 Diese Verbindungen und Beziehungen (z.T. verstärkt durch 
Heiraten) und die Schmuggelaktivitäten, in die diese Gruppen verwickelt sind, reichen bis 
1994 zurück, als die algerischen Sicherheitskräfte Verbindungen zwischen hauptsächlich in 
Nordalgerien aktiven islamistischen bewaffneten Gruppen der GIA bzw. (nach der 
Abspaltung im September 1998) der GSPC um Hassan Hattab, und den in Südalgerien, 
Nordmali und Nordniger aktiven Schmuggelbanden feststellte. Bereits in den 1990er Jahren 
versuchten algerische Islamisten sich vor justitieller Verfolgung in den algerischen Süden und 
in die Nachbarstaaten abzusetzen. Nachgewiesen ist aus dieser Zeit ebenfalls die Organisation 
von Überfällen auf Grenzposten und Polizeistationen in Südalgerien und den angrenzenden 

                                                           
56 Le Quotidien d’Oran, 30.3.2004 (L’offensive des firmes américains en Algérie). 
57 Financial Times, 7.7.2003 (Oilmen flock to an alternative source). 
58 Nach malischen Meldungen wurde im Dezember 2004 eine Gruppe algerischer GSPC-Mitglieder in Nordmali 
aufgerieben, die zwei Qataris in der Region Timbuktu entführt hatten. Im Oktober 2004 war auch der als GSPC-
Führer für den Sahel-Sahararaum bezeichnete Mokhtar Ben Mokhtar in Nordmali gesichtet worden (Nähe 
Taoudenni), wo er sich anscheinend nach wie vor aufhält.   
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Staaten, um Waffen zu erbeuten. Desgleichen nahm in den 1990er Jahren die 
Schutzgelderpressung der terroristischen Gruppen zu. Schmuggelbanden bzw. Unternehmer, 
die in den Schmuggel verwickelt waren, konnten gegen Schutzgeldzahlungen an die 
terroristischen Gruppen weiterhin ungehindert ihren Geschäften nachgehen. Der Algerier 
Mokhtar Ben Mokhtar, der zunächst mit der GIA, ab 1998 mit der GSPC kooperierte bzw. als 
Führer der GSPC-Gruppe in Südalgerien („Zone 7“) gilt, zeichnet seit 1997 für zahlreiche 
Überfälle in Südalgerien verantwortlich. Er war in den 1990er Jahren für die Waffen- 
beschaffung der GIA, später GSPC zuständig. Neben dem lukrativen Waffenschmuggel ist er 
(und seine Familie) in den sehr lukrativen Zigarettenschmuggel involviert.59 Die Existenz von 
GSPC-Mitgliedern in den nördlichen Grenzregionen der Sahelstaaten Mali und Niger ist 
seither nachgewiesen: 1998 wurde z.B. von der nigrischen Armee in Nordniger ein Lager 
algerischer Islamisten ausgehoben. Auch diese Gruppe hatte Beziehungen zu Schmuggel- 
netzwerken. Die generelle Bekämpfung islamistischer terroristischer Gruppen im Sahel-
Sahararaum ist somit nicht das Anliegen der US-Administration, sonst hätte ein Engagement 
der USA in den Sahelstaaten spätestens Mitte der 1990er Jahre einsetzen können.  

Die spezifischen Bedingungen in den nördlichen Provinzen der Sahelstaaten, insbesondere 
die Armut und das negative Verhältnis der Bevölkerung zum Zentralstaat 
(Legitimitätsmangel des Zentralstaates), ermöglichten es den terroristischen Gruppen und den 
Schmuggelbanden, sich ungestört, sozusagen geschützt und gedeckt durch die Bevölkerung 
und die Komplizenschaft von Zoll- und Grenzbeamten sowie der Polizei und auch des 
Militärs, ein Rückzugs- und Aktionsgebiet zu schaffen. Für die in diesem staatsfernen Raum 
lebende Bevölkerung wirft diese Kooperation Geld ab, mit dem das Überleben gesichert wird. 
Die Tradition des Transits in diesem Raum, die Durchlässigkeit der Grenzen in beide 
Richtungen (Nord-Süd wie Ost-West) schufen komplexe Kontakt- und Abhängigkeits- 
strukturen.60 In Zeiten lebensbedrohlicher Entwicklungen nutzten die gefährdeten 
Bevölkerungsgruppen die Durchlässigkeit der Grenzen.61 Diese Durchlässigkeit der Grenzen 
wird gleichermaßen für illegale Aktivitäten dienstbar gemacht, die auf Kooperations- 
bereitschaft und Duldung stoßen, weil sie auch eine Form der Überlebens- bzw. 
Armutsbekämpfungsstrategie sind. Terroristische Aktivitäten der algerischen GSPC in den 
Sahelstaaten, die sich gegen die in diesen Regionen lebende (zivile) Bevölkerung richten oder 
die Schmuggelaktivitäten stören könnten, sind deswegen bislang nicht die Regel gewesen. 

Die Bevölkerung der südalgerischen Provinzen wiederum, die durch die Südverlagerung 
terroristischer Aktivitäten der GSPC Einbußen beim Saharatourismus verzeichnete, ist an 
einer Bekämpfung des algerischen Terrorismus interessiert, damit der Tourismus 
prosperiert,62 der für die Tuareg Südalgeriens eine wichtige Einnahmequelle ist.           
                                                           
59 Mokhtar Ben Mokhtar, genannt Khalid Laouer oder Abou al-Abbas, ist 1972 im algerischen Ghardaia 
geboren. Er soll ein gut funktionierendes Netzwerk zur Waffenbeschaffung aufgebaut haben, das nicht nur die 
islamistischen Gruppen in Algerien versorgte, sondern auch die Tuaregstämme in den Sahelstaaten. Im Oktober 
2003 setzte die US-Regierung Mokhtar Ben Mokhtar auf die Liste der Personen, die der Finanzierung 
terroristischer Organisationen verdächtigt werden (World Tribune, 27.10.2003).   
60 Vgl. Lahlou, Mehdi: Filières subsahariennes vers l’Europe (via le Maghreb), in: Marfaing, Laurence/Wippel, 
Steffen (Hrsg.): Les relations transsahariennes à l’époque contemporaine, Paris/Berlin 2004, S. 113-140 ; vgl. 
Grégoire, Emmanuel: Les migrations ouest-africaines en Libye, in: ebenda, S. 173-191.  
61 Drastisches Beispiel sind die Dürrekatastrophen in den 1980er Jahren; vgl. Spittler, Gerd: Handeln in einer 
Hungerkrise. Tuaregnomaden und die große Dürre von 1984, Opladen 1989. 
62 Am 18. Oktober 2002 wurden erstmals Touristen (Schweizer und Algerier) in Südalgerien an der Strecke In-
Salah-Tamanrasset (Arak-Schlucht) von islamistischen Terroristen entführt. Die algerischen Behörden gaben 
damals keine Meldung an die Medien heraus, wohl um den erst wieder angelaufenen Saharatourismus nicht zu 
gefährden. Die Touristengruppe wurde von der Gendarmerie Nationale befreit. Über die Bedeutung des 
Tourismus für die Bevölkerung in den Südprovinzen, die Umweltgefahren und die Probleme des „wilden“ 
Tourismus zahlreicher Saharareisender, von denen einige gezielt archäologische Objekte stehlen, vgl. Keenan, 



Nr. 18, Januar 2005                                                    DOI-FOCUS                                                                       19 
 
 
 

 

3.2. Schmuggel  
Der Sahel-Sahararaum wird von Handelsrouten durchzogen, die seit Jahrhunderten den 
Kontakt und Tausch von Nord nach Süd und vice versa etablierten. Unter der 
Kolonialherrschaft im 19./20. Jahrhundert wurden die Grenzen der in der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts in die Unabhängigkeit entlassenen Staaten festgelegt – ohne 
Rücksichtnahme auf ethnische Zugehörigkeiten und wirtschaftlich bedingte (Nomadismus) 
räumliche Bewegungen der in diesem Gebiet lebenden Stämme. Diese Tatsache und die 
etablierten traditionellen Handelswege trugen wesentlich dazu bei, dass der Tausch (legal und 
illegal) zwischen dem Sahel- und Sahararaum und speziell zwischen den Bevölkerungen der 
saharischen Teile der Sahelstaaten und den saharischen Teilen der Maghrebstaaten sich bis 
heute ununterbrochen fortsetzt. Der illegale Tausch (Schmuggel) nahm zu, je prekärer sich 
die Lebensbedingungen der saharischen Nomadenstämme gestaltete. Jeremy Keenan63   nennt 
den Schmuggel deswegen zurecht „das größte Geschäft der Sahara“ nach der Erdöl-
/Erdgasindustrie. In diesem Zusammenhang gilt es zu bedenken, dass der Sahara-Tourismus, 
von dem besonders in den algerischen Südprovinzen zahlreiche Personen leben, durch die 
Schmuggelaktivitäten nicht gestört wurde. Das selbe gilt für die Präsenz algerischer 
islamistischer Gruppen in den südalgerischen Provinzen und den angrenzenden 
Nordprovinzen Malis und Nigers in Bezug auf den Schmuggel. Auch sie störten den 
Schmuggel nicht, sondern versuchten, von ihm finanziell zu profitieren. Die Grenzen 
zwischen einer ursprünglich aus politischer, politisch-religiöser Motivation gegründeten 
terroristischen Gruppe und einer kriminellen Bande sind fließend; das gilt inzwischen auch 
für die algerische GSPC und ihre im Sahel-Sahararaum präsenten Gruppenmitglieder. Bis 
2003 kann von einer weitgehend ungestörten Koexistenz mit den Schmugglern gesprochen 
werden, die erst gefährdet wurde – und auch für die Schmuggler Beeinträchtigungen mit sich 
brachte – als eine Fraktion der algerischen GSPC versuchte, mit der Entführung von 
Touristen hohe Geldsummen zu erpressen. Seither sind die sicherheitspolitischen Aktivitäten 
im Sahara-Sahelraum in allen Staaten verschärft worden. Die PSI der USA tat das ihre, um 
diese Sicherheitsmaßnahmen zu verbessern.  

Das Schmuggelaufkommen ist seit den 1980er Jahren in Nord-Süd- wie in Süd-Nord-
Richtung angestiegen. Mit der Verhängung von UNO-Sanktionen gegen Libyen (1992-1999) 
ist Libyen in den 1990er Jahren ein sehr lukrativer Markt geworden. Nach Beginn der be-
waffneten Auseinandersetzungen zwischen islamistischen Gruppen und Sicherheitsorganen in 
Algerien 1992 erhielt zudem der Waffenschmuggel Auftrieb. Die Hauptschmuggelrouten, die 
sich mit den Routen der illegalen Migration decken (Karte 4), laufen über Mali (Nordmali: 
Kidal) und über Niger in die algerische Provinz Tamanrasset, wo sich die Route teilt und ein 
Weg nach Norden, einer über die Region Djanet nach Libyen führt. Die Route von Niger di-
rekt nach Südlibyen führt ins libysche Gatrun. Auf den Süd-Nord-Routen werden neben Waf-
fen (besonders seit den 1990er Jahren) vor allem Drogen64 (harte Drogen aus Asien, die von 
Westafrika/Nigeria aus nach Norden geleitet werden) und in steigender Tendenz seit 1996 
Zigaretten geschmuggelt. Die Zigaretten werden als Markenpiraterie u.a. in Niger hergestellt 
und von dort zum einen nach Westafrika und zum anderen über die Sahararoute nach Alge-

                                                                                                                                                                                     
Jeremy: The lesser gods of the Sahara. Social change and contested terrain amongst the Tuareg of Algeria, 
London 2004, S. 232 ff.  
63 Vgl. ebenda, S. 243. 
64 Die Problematik des Drogenschmuggels (und des Konsums) hat z.B. in Algerien in den 1990er Jahren solche 
Ausmaße erreicht, dass seit 1997 in jeder Provinz eine Polizeibrigade zur Bekämpfung des illegalen 
Drogenhandels eingerichtet wurde.  
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rien zum Vertrieb weitergeleitet.65 Der Transport bis Algerien erfolgt auf großen LKW. In 
ähnlicher Weise werden seit den 1980er Jahren subventionierte Waren aus Algerien (Le-
bensmittel) nach Mali und Niger oder Benzin von Algerien nach Niger geschmuggelt. Algeri-
sche Großhändler und Transporteure gingen dabei eine Kooperation mit den Tuaregstämmen 
in Mali und Niger ein. Von Libyen werden hauptsächlich elektrische Kleingeräte nach Niger 
und Mali geschmuggelt; dieser Schmuggel erfolgt z.T. über schwer zugängliche Gebirgswege 
zu Fuß, mit Maultieren oder Kamelen von Libyen aus in die algerische Provinz Illizi und von 
dort weiter nach Mali/Niger. Ali Tounsi, Direktor der algerischen Polizei, bezeichnete denn 
auch in einem Interview vom Dezember 2004 neben dem Terrorismus den Schmuggel der 
großen kriminellen Banden und Drogenhändler mit als größtes Sicherheitsproblem in Alge-
rien.66 Das „goldene Schmuggeldreieck“, das Südalgerien (Provinzen Tamanrasset, Illizi, 
Adrar), Südlibyen und Nordmali/Nordniger umfasst und über konsolidierte Schmuggelrouten 
verfügt, basiert auf einem Netz gewachsener, enger Kontakte und Kooperationsbeziehungen 
beiderseits der Grenzen und wurde/wird durch die Komplizenschaft staatlicher Repräsentan-
ten (Zoll, Grenzschutz, Polizei und z.T. auch des Militärs) in den jeweiligen Durchgangsge-
bieten erleichtert. 

In den 1990er Jahren sind – nach Aussagen algerischer Behörden – die Schmugglerbanden 
dabei zunehmend gewaltbereiter geworden. Bewaffnete malische und nigrische Banden, die 
von Raub und Erpressung (Schutzgelderpressung) leben, sind im Norden Malis und Nigers, 
aber auch teilweise in Südalgerien aktiv. Ein Anstieg dieser Art des Banditentums und des 
Schmuggels seit Ende der 1990er Jahre stellt Keenan in einen Zusammenhang mit Ereignis-
sen im Sahel-Sahrararaum und ihren soziopolitischen Folgen:67  

- Das erste Ereignis ist die Beendigung des von der UNHCR unterstützten Programms 
zur Unterstützung der nach Mali zurückgekehrten Tuaregflüchtlinge im Juni 1999 und 
das Scheitern der Reintegration der zurückgekehrten Tuaregflüchtlinge in Niger. 

- Das zweite Ereignis ist das Vordringen der terroristischen islamistischen Gruppen in 
Algerien nach Süden und die Verlagerung von Anschlägen in die Südterritorien,68 
wodurch die Verkehrswege in Südalgerien zunehmend unsicherer wurden und 
schließlich ein massives Einschreiten der algerischen Sicherheitsorgane 1999 
provozierten. Daraufhin zogen sich die algerischen bewaffneten islamistischen 
Gruppen ins Grenzgebiet zu Niger und Mali zurück.  

- Das dritte Ereignis ist die massive Ausweitung des Zigarettenschmuggels, die zeitlich 
parallel mit der Etablierung der algerischen terroristischen Gruppen in Südalgerien 
und in den Grenzgebieten zu Mali und Niger verlief. Der Zigarettenschmuggel 
entwickelte sich seither zu einem Tausch mit hoher wirtschaftlicher Bedeutung für die 
Region und ihre Bewohner. 

- Als viertes Ereignis, das den anderen zeitlich vorgeschaltet ist, wäre noch die nach 
dem Ende der libyschen Tschadintervention 1987/1988 eingeleitete Auflösung der 
„Islamischen Legion“ zu nennen. Für sie hatte der libysche Revolutionsführer Qaddafi 
unter den Sahel-Saharabewohnern seit Beginn der 1980er Jahre Mitglieder geworben. 
Mit der Auflösung der „Islamischen Legion“ wurden mehrere Tausend junge Männer 

                                                           
65 2003 wurden alleine in Algeriens Südprovinzen 2,2 Mio. Zigarettenpackungen beschlagnahmt (Le Quotidien 
d’Oran, 28.8.2003).   
66 Vgl. das Interview in: La Tribune, 18.12.2004 (Le Directeur général de la police dresse le bilan de la situation 
sécuritaire).   
67 Vgl. Keenan (Quelle Anm. 62), S. 226, Kapitel: Contested terrain: Tourism, environment and security in 
Algeria’s extreme South, bes. S. 243 f.  
68 Mokhtar Ben Mokhtars Gruppe führte 1997/1998 in Südalgerien Überfälle auf Militärposten und  
Ölgesellschaften durch.  
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„arbeitslos“, die nichts gelernt hatten außer den Umgang mit Waffen. Nicht alle 
gliederten sich wieder in ihre Gesellschaften ein und fanden legale Tätigkeiten; etliche 
stießen zu den Schmuggelbanden.        

       
3.3. Migration 
Aus Mali und Niger waren nach den Dürreperioden in den 1980er Jahren, die den 
nomadisierenden Tuareg in diesen Staaten die Wirtschaftsgrundlage entzogen, Tausende 
Tuareg nach Südalgerien (Provinz Tamanrasset, aber auch in die nördlich anschließenden 
Provinzen) geflüchtet. Höhepunkt der Fluchtwelle waren die Jahre 1984 und 1985. Insgesamt 
flohen ca. 60.000 Personen aus dem Norden Malis und Nigers. An eine wirtschaftliche 
Integration dieser Flüchtlinge in Algerien war nicht zu denken, zeichneten sich doch dort 
gleichfalls als Folge der gefallenen Erdölpreise massive wirtschaftliche Schwierigkeiten ab. 
Die algerische Regierung ließ Flüchtlingslager errichten, internationale Hilfsorganisationen 
leisteten humanitäre Hilfe; parallel betrieb die algerische Staatsführung jedoch eine aktive 
Politik der Rückführung der Flüchtlinge, deren Lebensgrundlage in Mali und Niger gesichert 
werden sollte, damit Algerien künftig von ähnlichen Flüchtlingswellen verschont bleiben 
würde.69  

Anfang der 1990er Jahre brachen in den Nordregionen Malis und Nigers Unruhen und 
bewaffnete Konflikte aus; Tuaregstämme revoltierten gegen die jeweilige Staatsmacht.  
Wiederum kam es zu einer Flüchtlingsbewegung nach Südalgerien (ca. 40.000-50.000 
Personen) und Mauretanien (ca. 35.000 Personen), aber auch nach Libyen.70 Die 
ausgebliebene politische Integration der Tuaregbevölkerung Malis und Nigers und die 
fehlende Entwicklungsförderung in ihren Siedlungsgebieten, somit die anhaltend hohe Armut, 
waren die Hauptursachen für die ausbrechenden Konflikte. Die algerische und libysche 
Staatsführung bemühten sich um eine Regelung, die in eine Vereinbarung mit der malischen 
und nigrischen Staatsführung mündete. Das Engagement beider Staaten war aus Eigen- 
interesse groß, denn seit 1990/1991 verzeichneten z.B. die algerischen Sicherheitsbehörden in 
den südalgerischen Provinzen eine drastische Zunahme von Einbrüchen, Raubüberfällen und 
von Schmuggelaktivitäten, mit denen die malischen und nigrischen Flüchtlinge versuchten, 
ihr Überleben zu sichern; diese Aktivitäten gefährdeten darüber hinaus den sozialen Frieden 
in den algerischen Südprovinzen. Zu ähnlichen Entwicklungen kam es in Südlibyen. 

Wenn auch eine Rückführung der Flüchtlinge zustande kam, der Konflikt in Mali und 
Niger schwelt seither latent weiter, denn bisherige Ansätze der malischen und nigrischen 
Regierung zur ökonomischen Inwertsetzung der Nordregionen sind nicht zur Zufriedenheit 
der Bevölkerung verlaufen. Die anhaltenden, Mitte der 1990er Jahre verstärkten 
Schmuggelaktivitäten im Sahel-Sahararaum und das „Arrangement“ der Bevölkerung mit den 
algerischen terroristischen Gruppen, die in Nordmali, Nordniger Zuflucht suchten, sind auch 
deswegen schwer zu bekämpfen, weil sie mit der Überlebensstrategie der Bevölkerung in 
diesem Raum eng verwoben sind. In Mali und Niger sind zudem alle Tuareg seit den 
Unruhen Anfang der 1990er Jahre bewaffnet, so dass erst recht die zentralstaatliche Gewalt in 

                                                           
69 Am 15. März 1989 wurde in Tamanrasset eine Übereinkunft zur Rückführung und sozioökonomischen 
Reintegration der Flüchtlinge mit der malischen und nigrischen Staatsführung vereinbart. Internationale 
Organisationen (u.a. der Europäische Entwicklungsfonds, die Islamische Entwicklungsbank, UNICEF) sagten 
ihre Unterstützung zu.   
70 Vgl. Klute, Georg: Der Tuaregkonflikt in Mali und Niger, in: Betz, Joachim/Brüne, Stefan (Hrsg.).: Jahrbuch 
Dritte Welt 1996, München 1996, S. 146-161. Vgl. auch Mattes, Hanspeter: Der Aufstand der Tuareg gegen 
ökonomische Misere und politische Repression, in: Nahost Jahrbuch 1991, Opladen 1992, S. 212-216. Vgl. auch 
Dayak, Mano: Touareg, la tragédie, Paris 1992 (deutsche Ausgabe: Die Tuareg-Tragödie, Bad Honnef 1996).    
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ihrem Siedlungsgebiet eher geneigt ist, die illegalen Geschäfte zu dulden, als dagegen 
vorzugehen und erneut einen bewaffneten Konflikt zu provozieren.  

Neben den in der Vergangenheit periodisch auftretenden Flüchtlingsbewegungen 
malischer und nigrischer Tuareg wegen Dürre oder innenpolitischen Konflikten, die auch in 
Zukunft nicht auszuschließen sind und somit ein sicherheitsrelevantes Problem darstellen, das 
nach einer Lösung verlangt, ist der Sahel-Sahararaum ein Knotenpunkt für die illegale 
Migration aus dem subsaharischen Afrika71 in Richtung Norden nach Algerien, Libyen bzw. 
nach Europa (vgl. Karte 4 und 5). Die algerischen Behörden schätzen die illegale Migration 
aus subsaharischen Staaten auf ca. 60.000-80.000 Personen pro Jahr. Diese illegal nach 
Algerien eingereisten Personen suchen sich in den Südprovinzen Arbeit im Baugewerbe oder 
gehen illegalen Geschäften nach (wie z.B. Drogenhandel, Geldfälschung; Prostitution), wenn 
ihnen das Geld zur Weiterreise in den Norden und nach Europa fehlt. Im Oktober 200472 
waren allein 950 illegal Eingereiste in Algerien verhaftet worden, davon 888 Männer und 62 
Frauen. Die Mehrzahl stammte aus Niger (436) und Mali (203), Nigeria (58), Kenia (22) und 
der Elfenbeinküste (20). Es waren jedoch u.a. auch 28 syrische Staatsangehörige darunter.73 
Diese illegalen Migranten nutzen die üblichen Schmuggelwege bzw. werden auf diesen 
Wegen eingeschleust. Von algerischer Seite wird das Problem der illegalen Migranten auch 
unter gesundheitlichen Aspekten (Einschleppen von Viruskrankheiten; Verbreitung von Aids) 
zunehmend als Sicherheitsrisiko eingestuft.  

 
3.4. Fazit 
 
Armut und innenpolitische Problemlagen, die ausgeprägte Schmuggelökonomie im Sahel-
Sahararaum und die illegale Migration aus den Sahelstaaten bzw. via die Sahelstaaten nach 
Norden sind transnationale Phänomene von sicherheitspolitischer Relevanz für alle 
betroffenen Staaten. Das Vorhandensein eines funktionierenden und eingespielten illegalen 
Netzwerkes an Routen, Beziehungen, Kontakten bzw. Kooperationspartnern schafft zudem 
ein Umfeld, in dem auch terroristische Gruppen leichter Arrangements eingehen können, um 
ihr physisches und materielles Überleben zu sichern. Dennoch ist gegenwärtig generell 
islamistischer Terrorismus im Sahel-Sahararaum nur eine Randerscheinung und nicht das 
zentrale Problem. Mit anderen Worten: Das Hauptproblem für die Sicherheit im Sahel-
Sahararaum und für die Stabilität der Sahelstaaten ist nicht ein wie immer gearteter und 
orientierter Terrorismus – er ist höchstens eine Folge der schwerwiegenden Probleme der 
Unterentwicklung bzw. der Armut und der fehlenden politischen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Integration der Tuaregbevölkerung in den jeweiligen Nationalstaat.               
 

                                                           
71 Die illegalen Migranten, die nach Südalgerien und von dort nach Norden bzw. Libyen einreisen, stammen 
überwiegend aus Mali und Niger, Senegal, Nigeria, aber auch der Elfenbeinküste und anderen westafrikanischen 
Staaten. Auf der Route, die über den Sudan nach Libyen führt, reisen überwiegend Personen ein, die aus 
ostafrikanischen und sonstigen afrikanischen Staaten (südlich der Sahara) stammen. Eine weitere Route führt via 
Mali nach Mauretanien und von dort auf die kanarischen Inseln bzw. nach Marokko. In Marokko wurden 2002 
z.B. ca. 30.000 Illegale aufgegriffen, von denen ca. 15.000 aus subsaharischen Staaten stammten; im 1. Quartal 
2003 stammten von 9.800 aufgegriffenen Illegalen 6.600 aus subsaharischen Staaten (Maroc-Hebdo, 
14.11.2003).   
72 Zum Vergleich: Im 1. Halbjahr 2004 waren nach Angaben der algerischen Gendarmerie Nationale 2.581 
illegal Eingereiste aufgegriffen worden (62 % zwischen 19-28 Jahre alt), von denen 1.888 in ihre 
Herkunftsländer zurückgeführt werden konnten (BBC, 8.7.2004).  
73 Vgl. El Watan, 9.11.2004.   
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4. Die PSI: ein adäquates neues Instrument zur Verbesserung der Sicherheit im 
Sahel-Sahararaum? 
 
Die bisherige Sicherheitskooperation der in den 1980er und 1990er Jahren besonders stark 
von Fluchtbewegungen der Tuaregbevölkerung aus Mali und Niger betroffenen Staaten 
Algerien und Libyen hat keine endgültige Lösung der Tuaregproblematik in Mali und Niger 
herbeigeführt, wenngleich die sozioökonomische und politische Dimension der Problemlagen 
von den Staatsführungen Algeriens und Libyens durchaus erkannt wurde. Nicht umsonst 
bemühten sich die algerische und libysche Staatsführung u.a. auf dem Vierer-Gipfel von 
Djanet (8.-9. September 1990), zusammen mit dem malischen und nigrischen Präsidenten 
eine Strategie zur gemeinsamen Förderung der Grenzregionen zu entwickeln. Diese 
Vereinbarungen kamen aus unterschiedlichen Gründen nicht (Niger; Wechsel an der 
Staatsspitze) oder nicht ausreichend zur Umsetzung (Mali). Schließlich konzentrierte sich die 
algerische Staatsführung ab 1992 mit Ausbruch der bewaffneten Kämpfe zwischen 
islamistischen Gruppen und Sicherheitsorganen auf die Regelung dieses inneralgerischen 
Konflikts und der Konflikt in den Sahel-Saharastaaten trat in den Hintergrund. Die 
Bekämpfung terroristischer Gruppen und ihrer Versorgungskanäle mit Waffen und Geld war 
für die algerische Staatsführung in den nächsten zehn Jahren das zentrale Thema. Auf 
malischer und nigrischer Seite wiederum wurden die nördlichen Landesteile quasi sich selbst 
überlassen; der Staat mischte sich dementsprechend nicht in die illegalen Geschäfte ein, die in 
und über diese nördlichen Landesteile abgewickelt wurden. Erst 2002, nachdem in 
Nordalgerien der Aktionsraum der Terroristen drastisch eingeschränkt werden konnte und die 
terroristischen Gruppen an Mitgliedern verloren, kam es zu neuen bilateralen Ansätzen der 
algerischen Staatsführung, um die Sicherheitskooperation mit Mali und Niger zur 
Bekämpfung des Terrorismus, des Schmuggels und der illegalen Migration auszubauen. Die 
sicherheitspolitische Komponente zur Bekämpfung der negativen Entwicklungen im malisch-
nigrisch-algerischen Grenzgebiet (Kriminalität, Schmuggel, illegale Migration, Rückzugs- 
gebiet für algerische Terroristen) steht dabei seit 2002 im Zentrum der bilateralen Koopera- 
tion. Auf dieser bilateralen Ebene wurden seither die Kontakte und Kooperations- 
vereinbarungen sukzessive u.a. zwischen Algerien und Mali, Niger, Mauretanien, Nigeria74 
und dem Tschad verstärkt. Die PSI der US-Administration ist daher vom technischen Aspekt 
her gesehen (Spezialausbildung; Ausrüstungslieferung) eine Maßnahme, die insbesondere den 
Interessen Algeriens entgegenkommt. Durch eine verbesserte Ausbildung und modernes 
technisches Gerät wird die von Algerien gewünschte Grenzsicherung und das Aufspüren von 
Personenbewegungen in Mali und Niger zumindest theoretisch erhöht und damit – ebenfalls 
rein theoretisch – Schmuggel und illegale Migration erschwert sowie der Bewegungsfreiraum 
für Mitglieder algerischer terroristischer Gruppen eingeschränkt. Die Betonung liegt indes auf 
„theoretisch“, denn das begünstigende Umfeld für illegale Aktivitäten und die auf 
Interessenkongruenz basierende Komplizenschaft von Teilen der Bevölkerung mit den 
kriminellen Banden in den saharischen Gebieten der Sahelstaaten macht die staatlichen 
Gegenmaßnahmen zunichte oder behindert sie zumindest erheblich. Die prekäre Staatlichkeit 
und damit auch die innenpolitische Stabilität der Sahelstaaten kann durch diese Maßnahmen 
im Rahmen der PSI nicht verbessert werden. Sicherheitspolitische Maßnahmen zur 
Bekämpfung von terroristischen Gruppen und Schmuggelbanden, von deren Präsenz bzw. 
Aktivitäten größere Bevölkerungsgruppen profitieren, greifen ohne parallel laufende 
Maßnahmen zur Substitution der für Teile der Bevölkerung „positiven“ ökonomischen 

                                                           
74 Der Ausbau der Sicherheitskooperation steht auch in einem Zusammenhang mit der geplanten Transsahara-
Gaspipeline Algerien-Nigeria.   
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Effekte einer Kooperation mit den Schmuggelbanden nicht. Sie können manche Transaktion 
erschweren, aber nicht die Transaktionen an sich unterbinden. 

Wem nützt somit die PSI, die ausschließlich den Sicherheitsapparat der Sahelstaaten zur 
besseren Überwachung der Grenzregion befähigen und den Aufbau einer multilateralen 
Sicherheitskooperation der Sahel- und Maghrebstaaten unterstützen will? 

- Beide Ziele kommen – vom Standpunkt der technischen Befähigung und der 
Stimulierung einer multilateralen Kooperation zwischen den Sicherheitsorganen der 
Sahel- und Maghrebstaaten aus betrachtet – zweifellos den maghrebinischen  
Staatsführungen und in erster Linie der algerischen Staatsführung entgegen. In 
Algerien gab es seit den 1970er Jahren immer wieder Ansätze, im Sahelraum einen 
Sicherheitsgürtel zu schaffen und generell den algerischen Einfluss im subsaharischen 
Afrika auszubauen und zu konsolidieren.75 Das Engagement der US-Administration 
an sich weckt dennoch Misstrauen wie die inneralgerische Diskussion um mögliche 
Stützpunktrechte und Nutzungsrechte für Basen verdeutlicht. 

- Die PSI nützt allerdings den Empfängern der Ausbildungsprogramme und der 
technischen Hilfe nur in begrenztem Maße, denn die PSI setzt die Staatsführungen der 
Sahelstaaten unter Druck, in Zukunft die erworbene Befähigung und das technische 
Gerät zur verbesserten Grenzüberwachung in Regionen einzusetzen, in denen es der 
Bevölkerung an Loyalität zum Zentralstaat mangelt, in denen die Autorität des 
Zentralstaates prekär ist. Die Tatsache, dass es just diejenigen saharischen Regionen 
sind, in denen in Mali und Niger Erdöllager entdeckt wurden, verschärft eher die 
Problemlage zwischen den dort siedelnden Tuaregstämmen und der Zentralregierung. 
Die Wahrscheinlichkeit ist nämlich groß, dass mit Beginn der Erdölförderung und 
dem Fließen von Erdöleinnahmen der latent schwelende Konflikt der Tuareg mit der 
Regierung um die Ressourcenverteilung erneut ausbricht. Die PSI kann hierfür nicht 
präventiv wirken; sie befähigt die Staatsführungen der Sahelstaaten nicht, die 
Problemursachen anzugehen und zu regeln. Eine militärische Reaktion jedoch ist eher 
geeignet, einen bewaffneten Konflikt zu provozieren. 

- Die PSI nützt jedoch auf alle Fälle ihrem Initiator, der US-Administration, weil diese 
im Rahmen der PSI ihre militärische und nachrichtendienstliche Präsenz in einem 
strategisch für die Sicherung wirtschaftlicher Interessen der USA günstig gelegenen 
Raum verstärken konnte. Die vertiefte Kooperation mit den Sahelstaaten durch die 
PSI und die in den Sahelstaaten wie in anderen subsaharischen Staaten verfolgte 
Absicht, die (militärischen) Zugangs- bzw. Nutzungsmöglichkeiten für Basen zu 
erweitern, sind dem Ziel der „nationalen Interessensicherung“ verpflichtet, dem die 
US-Administration im Sahelraum damit einen Schritt näher kam. Die innere 
Sicherheit und Stabilität der Sahelstaaten an sich steht außerhalb dieses Kontextes 
nicht zur Debatte. 

 
Im Sahel-Sahararaum erweist sich das US-Engagement zur Bekämpfung des Terrorismus und 
zur Stabilitätssicherung der Sahelstaaten im Rahmen der PSI zumindest in der jetzigen Phase 
als ein Vorwand, mit dem eine Stärkung der politischen Präsenz und der potentiellen mili- 
tärischen und nachrichtendienstlichen Präsenz gerechtfertigt wird. Das konfliktperpetuierende 
Umfeld, die zentralen Ursachen für die Sicherheitsprobleme in den saharischen Grenz-
regionen werden durch PSI in keiner Weise abgebaut.                                  
                                                           
75 Vgl. hierzu detailliert Mattes, Hanspeter: Die algerische Afrikapolitik 1962-1992. Politische Grundsätze, 
praktische Umsetzung und präsidiale Arbeitsstile, in: Wuqûf, Band 6 (Algerien), Hamburg 1992, S. 333-373; 
vgl. derselbe: Der algerische Grand Sud. Politische und ökonomische Entwicklung im Sahararaum und 
grenzüberschreitende Faktoren, in: ebenda, S. 169-258. 
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5. Chronologie 
 
 

1980er Jahre 
1983 – Algerien regelt seinen Grenzverlauf mit 
Niger und Mali; Südregion als Problemzone er-
kannt (illegale Grenzüberschreitungen; Schmuggel) 
1984-1985 – Flucht von ca. 40.000 Tuareg (Angabe 
des Roten Kreuzes) aus Nordmali und Nordniger 
wegen anhaltender Dürre nach Südalgerien 
Oktober 1985 – Verhaftung von malischen Tuareg 
wegen Schmuggel (u.a. Waffen); Ausweisung nach 
Mali 
1986 – Mit internationaler Hilfe werden die 1984-
1985 nach Algerien geflohenen Tuareg wieder nach 
Mali/Niger rückgeführt 
15.3.1989 – In Tamanrasset wird Übereinkom-
mensprotokoll zwischen der algerischen, malischen 
und nigrischen Staatsführung und internationalen 
Organisationen zur Unterstützung der sozialen und 
ökonomischen Reintegration der nach Mali und 
Niger rückgeführten Tuareg-Flüchtlinge geschlos-
sen    
 

1990-2000 
Anfang der 1990er Jahre – Ausbruch von Unru-
hen/bewaffneten Konflikten zwischen Tuareg und 
Regierung in Niger (7./8.5.1990) und Mali 
(28./29.6.1990); Tuareg aus Mali (ca. 40.000-
50.000) flüchten nach Südalgerien und  Maure-
tanien (ca. 35.000); deutliches Ansteigen der 
Kriminalität und des Schmuggels (Überlebens-
strategie) in den algerischen Südprovinzen 
8.-9.9.1990 – Vierer-Gipfel der Präsidenten Alge-
riens, Libyens, Malis und Nigers im algerischen 
Djanet zur Beilegung des Konflikts in Mali und 
Niger; Erörterung einer Strategie zur Förderung der 
Grenzregionen 
6.1.1991 – Treffen von Vertretern der malischen 
Tuareg und der malischen Regierung im algeri-
schen Tamanrasset; durch Machtwechsel in Mali 
wird das Abkommen von Tamanrasset Makulatur; 
Friedensverhandlungen von Januar bis März 1992 
münden in einen Nationalen Pakt, der am 9.4.1992 
unterzeichnet wird (u.a. ökonomische Inwert-
setzung Nordmalis vereinbart)    
Februar-März 1992 – Beginn der bewaffneten 
Auseinandersetzungen in Algerien  zwischen al-
gerischen Islamisten und Sicherheitsorganen; 
sukzessiver Aufbau eines bewaffneten Untergrunds 
der Islamisten in Nordalgerien 
21.12.1992 – Abkommen zwischen algerischer und 
malischer Regierung zur Rücksiedelung malischer 
Tuareg vereinbart 
1992-1999 – Nach Ausbruch und Ausweitung der 
bewaffneten Kämpfe mit Islamisten in Algerien 
Rückgang des algerischen Saharatourismus, von 

dem die Städte Djanet, Tamanrasset wirtschaftlich 
profitierten 
1994 – Diverse Treffen auf Ministerebene zwischen 
Algerien-Mali-Niger wegen Sicherheitsproblemen 
im algerischen Süden (illegale Einwanderung, 
Waffenschmuggel); in Mali bricht 1994 ein 
Konflikt zwischen Tuareggruppen aus   
28.8.1994 – Algerien und Senegal führen Visum-
pflicht ein wegen der hohen Zahl algerischer Is-
lamisten, die sich in den Senegal absetzen 
25.4.1995 – Nigrische Tuareg und Regierung 
schließen ein Friedensabkommen 
seit 1996 – Drastische Zunahme des Zigaretten-
schmuggels von Niger, Mali, Mauretanien nach 
Algerien  
1997 ff. – Eine Gruppe um den Algerier Mokhtar 
Ben Mokhtar ist in den Sahara-Schmuggel invol-
viert und verantwortlich für Überfälle auf Posten 
der Gendarmerie Nationale, Militärposten und 
Ölgesellschaften in Südalgerien; Mokhtar Ben 
Mokhtar werden Verbindungen zu den bewaffneten 
islamistischen Gruppen (GIA, später GSPC) 
nachgesagt 
1.10.1997 – USA nehmen algerische bewaffnete 
islamistische Gruppe GIA in die Liste terroristi-
scher Organisationen auf 
1998 – Politisch-ökonomische Annäherung zwi-
schen Algerien und den USA; 1. Besuch von Un-
terstaatssekretär Indyk (14.3.1998) in Algier; 1. 
gemeinsames Nato-Manöver (10.8.1998); alge-
risch-amerikanische Handelskammer eröffnet    
4.12.1998 – Aushebung eines Lagers algerischer 
Islamisten durch nigrische Armee in Nordniger  
bekannt gegeben; Verbindung zu Schmuggel-
netzwerken deutlich geworden   
1999 – Mokhtar Ben Mokhtar und seine 
Schmugglerbande werden durch Vorgehen der al-
gerischen Sicherheitsorgane weiter nach Süden in 
das Grenzgebiet zwischen Algerien, Mauretanien, 
Mali und Niger abgedrängt              
1999 ff. – Wiederaufleben des algerischen Saha-
ratourismus nach verbesserter Sicherheitslage in 
Algerien 
Februar 1999 – Der Stellvertretende Kommandeur 
der USEUCOM und Admiral Murphy (US VI. 
Flotte) besuchen Algier; der Besuch leitet die al-
gerisch-amerikanische Militärkooperation ein 
Mai 1999 – Präsidentschaftskandidat Bouteflika 
bereist während der Wahlkampagne die Südpro-
vinzen Algeriens und verspricht eine Inwertsetzung 
des Raumes   
2000 – Algerien wird Mitglied des NATO-Mit-
telmeerdialogs   
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2001 
2001 – Schmuggelnetzwerk um Mokhtar Ben 
Mokhtar nutzt weiterhin das Dreieck Nordmali, 
Nordniger und Süd-Algerien zur Organisation des 
Waffen- und Zigarettenschmuggels 
April/Juni – Algerischer Ministerrat beschließt 
Einrichtung eines speziellen Entwicklungsfonds für 
die Südterritorien (13 Wilaya) in Höhe von 
insgesamt 20 Mrd. AD über drei Jahre 
9.11. – Islamistische Terroranschläge in New York 
und Washington; die Maghrebstaaten signalisieren 
noch im September ihre Kooperationsbereitschaft 
im Kampf gegen Terrorismus  
 

2002 
2002 ff. – Algerien baut sukzessive Sicherheits-
kooperation mit Mali und Niger aus (Kampf gegen 
Organisierte Kriminalität, Schmuggel, illegale 
Migration und Terrorismus) 
12.9. – Jemenitischer Islamist mit Verbindungen zu 
al-Qa’ida wird bei Operation der algerischen 
Armee gegen die islamistische terroristische 
Gruppe GSPC in Südostalgerien erschossen; er hielt 
sich seit 2001 (vor 11.9.) in Algerien auf (vorher 
angeblich im Sudan, Äthiopien, Niger)  
18.10. – Islamistische bewaffnete Gruppe entführt 
Touristen (vier Schweizer, 17 Algerier) in Südalge-
rien (Schlucht von Arak); Freilassung nach ein bis 
zwei Tagen 
Oktober/November – Delegation des US-Au-
ßenministeriums reist nach Tschad, Niger, Mau-
retanien und Mali, um Pan-Sahel Initiative (PSI) 
vorzustellen    
5.12. – Algerische Armee nimmt in der Region 
Batna einen „Botschafter“ al-Qa’idas fest 
8.12. – William Burns, Unterstaatssekretär im US-
Außenministerium für Nordafrika/Nahost, in 
Algier; er signalisiert die Bereitschaft der USA, 
militärische Ausrüstung an Algerien zu liefern und 
die Kooperation auszubauen 
 

2003 
25.1. – US-Vizeverteidigungsminister Rodman 
kündigt Interesse der USA an „neuem Typ von 
Kooperation“ mit Algerien an 
Februar – FBI- und CIA-Delegation im Rahmen 
der Antiterrorismuskooperation in Algier 
Februar-März – Sukzessive Entführung von drei 
Gruppen europäischer Saharatouristen (insgesamt 
32 Personen, darunter mehrheitlich Deutsche) 
zwischen Ouargla-Djanet-Tamanrasset durch 
GSPC-Mitglieder; erste Gruppe am 17.3. vermisst 
gemeldet; die Wege der Touristen kreuzten die 
Hauptschmuggelrouten 
4.2. – Eröffnung des amerikanischen Kulturinstituts 
in Algier, wenngleich Reisewarnung bestehen 
bleibt 
10.-12.3. – Veranstaltung einer internationalen 
Konferenz im südalgerischen Djanet zum Thema 

Sahara-Tourismus und Umweltschäden im Tassili- 
und Hoggar-Gebirge 
30.3. – US-Außenminister Powell erläutert die Pan-
Sahel-Initiative (PSI) des US-Außenministeriums, 
die er als „Hilfsprogramm für Mali, Niger, Tschad 
und Mauretanien“ bezeichnet, um den Grenzschutz, 
die Verfolgung von Personenbewegungen, die  Ter-
rorismusbekämpfung und die regionale Stabilität zu 
verbessern  
24.-26.4. – Besuch des malischen Präsidenten in 
Algier; Vereinbarung zur Entwicklung der alge-
risch-malischen Grenzregion und zur Stärkung der 
Sicherheitskooperation 
13.5. – Algerische Armee befreit erste Gruppe der 
17 entführten europäischen Saharatouristen; 
Verantwortlichkeit der GSPC-Gruppe um den 
algerischen Islamisten „El Para“ erhärtet sich 
16.5. – Selbstmordbombenanschläge in Casablanca 
durch marokkanische islamistische Terroristen, die 
sich auf al-Qa’ida beriefen 
Juli – US-Außenminister Powell in Mali; Mali 
kooperiert mit den USA im Rahmen der PSI 
4.7. – Die New York Times meldet, Ziel der US-
Administration sei es, neue Militärstützpunkte in 
Nordafrika zu errichten (Artikel löst in Maghreb-
staaten heftige Diskussionen aus) 
5.7. – Verstärkte US-Präsenz auf dem afrikanischen 
Kontinent wird von General Jones, dem Kom-
mandeur der US-Streitkräfte in Europa 
(USEUCOM), wegen der wachsenden Probleme 
des Kontinents als wünschenswert eingestuft 
5.7. – Zwei von drei entführten algerischen 
Zöllnern aus Reggane (Provinz Adrar) tauchen in 
Nordmali auf; die Schmuggler oder Terroristen 
stahlen ihre Geländefahrzeuge 
August – GSPC-Gruppe um „El Para“ bringt die 
Restgruppe der entführten Saharatouristen nach 
Nordmali (Region Kigali, Tessalit); mit den dort 
lebenden Tuareg bestehen „kooperative“ Bezie-
hungen durch die seit Jahren aktiven Schmuggel-
netzwerke um Mokhtar Ben Mokhtar;  im August 
kommt es zur Lösegeldforderung für die Freilas-
sung der Entführten 
18.8. – Freilassung der 14 letzten entführten Tou-
risten in Nordmali nach langen Verhandlungen; 
Vermittler ist der Tuareg-Führer Iyad ag Ghali; die 
deutsche Regierung stellte 4,6 Mio. € bereit, die 
über Umweg an die Entführer flossen; 2004 wurde 
bekannt, dass auch die Regierung der Schweiz 
Lösegeld zahlte 
22.8. – GSPC erklärt, für die Entführung der 32 
Touristen verantwortlich zu sein  
September - Algerischer Generalstabschef Lamari 
in Mali (Gespräche über Sicherheitskooperation) 
6.9. – Stellvertretender Kommandeur der 
USEUCOM, General Wald, in Algier (Kooperati-
onsgespräche); gleichzeitig wird in algerischen 
Zeitungen das Gerücht verbreitet, die USA wollten 
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eine Abhörstation in Tamanrasset errichten; 
Dementis folgen 
Anfang Oktober – Neuer „nationaler Emir“  der 
algerischen GSPC, Nabil Sahraoui, bekennt sich zur 
Unterstützung al-Qa’idas und des „Jihad“ gegen 
Amerika  
25.-27.10. – William Burns, US-Unterstaatssekretär 
für Nordafrika/Nahost, besucht die Maghrebstaaten 
(3. Rundreise seit 11.9.2001); Gespräche zur 
Terrorbekämpfung und PSI; in Algier (26.10.) 
streitet Burns ab, dass die USA einen Stützpunkt in 
Algerien errichten wollen; er gibt die Aufstockung 
der Hilfe für Terrorbekämpfung (Material, 
Ausbildung) bekannt 
November – Nigrische bewaffnete Gruppe errichtet 
auf algerischem Territorium (zwischen In-Salah 
und Tamanrasset) falsche Straßensperre (Auto- und 
Gelddiebstahl)  
2.-3.12. – US-Außenminister Powell bereist Tu-
nesien, Marokko, Algerien; Gespräche über die 
bilaterale Kooperation gegen Terrorismus; im 
Vorfeld des Besuchs erklärt der algerische Au-
ßenminister, es werde keinen Stützpunkt der USA 
in Algerien geben; Powell sagt Marokko die Ver-
doppelung der US-Militärhilfe zu   
5.-6.12. – 5+5-Gespräche in Tunis; die Maghreb-
staaten und die europäischen Mittelmeeranrainer 
erklären sich zur Verstärkung der Kooperation 
gegen Terrorismus, illegale Migration und die Ur-
sachenbekämpfung bereit 
Dezember – Malische Regierung greift erst auf 
algerischen Druck hin im Dezember in Nordmali 
ein, um GSPC-Mitglieder zu verfolgen 
Dezember – US-Soldaten bauen in Mali bei Gao 
ein Camp für Ausbildungsmaßnahmen im Rahmen 
der PSI 
 

2004 
Anfang Januar – Nach Anschlagsdrohungen wird 
die Etappe der Rallye Paris–Dakar zwischen Nema 
(Mauretanien) und Mopti (Mali) abgesagt         
10.1. – US-Militärexperten treffen zur Förderung 
der Antiterrorkooperation in Mauretanien ein 
19.1. – Der malische Verteidigungsminister Maiga 
gibt im Fernsehen indirekt zu, dass sich algerische 
GSPC-Mitglieder in Nordmali aufhalten     
20.1-.26.3. – US-Militärausbilder bilden ca. 300 
malische Militärs zum Kampf gegen Terrorismus 
und Organisierte Kriminalität aus  
24.1. – Algerischem Militär gelingt Schlag gegen 
Waffenschmuggler bei In-Salah; Waffen angeblich 
in malischen Kasernen gestohlen und für GSPC in 
Algerien bestimmt 
30.1. – Algerische Armee reibt islamistische 
Gruppe auf, die sich von Mali aus wieder nach 
Algerien einschleusen wollte 
23.2. – US-mauretanische Gespräche zum Ausbau 
der Militärkooperation in Nouakchott im Rahmen 
der PSI    

März – USA vereinbaren mit tschadischer Regie-
rung Hilfe im Rahmen der PSI; Beginn des Trai-
ningsprogramms tschadischen Militärs durch US 
Marines Juni 2004 
1.3. – General Wald, stellvertretender Kommandeur 
der US-Streitkräfte in Europa (USEUCOM), gibt 
bekannt, dass die USA mit den Staaten des 
Maghreb, des Sahel, Süd- und Ostafrikas über 
Zugangsmöglichkeiten für US-Truppen diskutieren 
5.-10.3. – GSPC-Gruppe um „El Para“ flüchtet von 
Nordmali nach Nordniger und Nordtschad/Tibesti 
(8.3.), nachdem in Mali und Niger 
Regierungstruppen gegen sie vorgehen 
8.-10.3. – Tschadisches Militär kämpft gegen 
GSPC-Gruppe (ca. 50 Mann), die von Niger aus in 
Tschad eingedrungen sind (25 GSPC-Mitglieder 
getötet); Restgruppe flieht ins Tibesti, wo tschadi-
sche Rebellengruppe MDJT sie festsetzt 
15.-17.3. – 19. Tagung des gemeinsamen ameri-
kanisch-tunesischen Militärkomitees in Wa-
shington; tunesisches Plädoyer für eine verstärkte 
Zusammenarbeit gegen Terrorismus und Organi-
sierte Kriminalität  
20.3. – GSPC-Führer „El Para“ in Mali, nördlich 
von Timbuktu gesehen (hohe Mobilität, da Nutzung 
von Allradantriebfahrzeugen) 
22.3. – USA nehmen GSPC in ihre Liste der in-
ternationalen Terrorgruppen auf 
23.-24.3. – Treffen der sieben Sahara- und Sahel-
staaten-Generalstabschefs im Hauptquartier von 
USEUCOM in Stuttgart (1. Treffen dieser Art 
zwischen Algerien, Marokko, Tunesien, Maureta-
nien, Mali, Niger, Tschad); Gespräche über die PSI 
und eine multilaterale Sicherheitskooperation in der 
Region 
28.3. – Algerisches Verteidigungsministerium gibt 
bekannt, dass sich kein US-Ausbilder in Algerien 
aufhalte    
11.4. – Malisches Militär in Kämpfe mit GSPC-
Mitglieder verwickelt (Nordmali, bei Tensalit; ca. 
100 Mann), die nach Verlusten im Tschad und 
Niger erneut nach Nordmali zurückgekehrt seien, 
um neu zu rekrutieren und sich zu regenerieren  
Mai – Nabil Sahraoui, „nationaler Emir“ der GSPC 
in Algerien, droht USA mit Anschlägen 
Ende Mai, Juni, Juli – Neue achtwöchige US-Mi-
litärmission in Mauretanien zur Ausbildung im 
Rahmen der PSI 
13.5. – William Burns, US-Unterstaatsekretär für 
Nordafrika/Nahost, besucht erneut Algier 
Juni – US-Militärausbilder (US Marines) im 
Rahmen der PSI im Tschad 
Juni – GSPC-Führer „El Para“ wird bei Aufenthalt 
im Operationsgebiet Tibesti von tschadischer 
Rebellengruppe MDJT festgesetzt 
8.6. – Nach Angaben des malischen Präsidenten 
Touré halten sich keine GSPC-Mitglieder mehr in 
Nordmali auf  ( 25.10.) 
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17.6. – Tschadische Rebellengruppe MDJT im 
Tibesti wartet auf Regelung zur Auslieferung des 
GSPC-Führers „El Para“; Anfang Juli schaltet sich 
Libyen in die Verhandlungen ein 
13.7. – US-Botschaft in Algier dementiert Ge-
rüchte, dass US-Soldaten in Südalgerien stationiert 
seien: Die USA habe keinen Stützpunkt in Algerien 
und wolle auch keinen 
August – PSI wird von der US-Administration zum 
Teil auch als „Trans-Saharan Counter Terrorism 
Initiative“ (TSCTI) bezeichnet  
August – US-Militärausbilder im Rahmen der PSI 
in Niger 
7.-14.8. – Ali Tounsi, Leiter der algerischen Polizei, 
hält sich zu einem Arbeitsbesuch in Washington 
auf; Gespräche mit dem Justizministerium und FBI 
über Spezialausbildungskurse (Terrorismus, 
Organisierte Kriminalität, Geldwäsche) für 
algerische Polizisten in den USA    
13.-14.10. – Konferenz der Mitgliedsstaaten der 
Afrikanischen Union zum Kampf gegen Terroris-
mus in Algier; zweites Treffen zu diesem Thema 
auf Regierungsebene; gleichzeitig Einweihung des 
auf Beschluß der Afrikanischen Union einge-
richteten Afrikanischen Studien und Forschungs-
zentrums zu Terrorismus (Centre Africain d’Etudes 
et de Recherches contre le Terrorisme; CAERT) in 
Algier (Arbeitsaufnahme geplant für Februar 2005) 
25.10. – GSPC-Mitglied und Anführer eines  
Schmuggelnetzwerkes, Mokhtar Ben Mokhtar, hält 
sich angeblich in Nordmali (Nähe Taoudenni)  auf  
(im Juli 2004 wurde er durch ein algerisches 
Gericht in Abwesenheit zu lebenslänglicher Haft-
strafe verurteilt u.a. wegen Gründung einer bewaff-
neten terroristischen Gruppe, Raub, Planung von 
Entführungen) 
27.10. – GSPC-Führer „El Para“ wird von Libyen 
an Algerien ausgeliefert 
17.11. – Treffen der Generalstabschefs der Mit-
gliedsstaaten des NATO-Mittelmeerdialogs mit den 
Generalstabschefs der NATO-Staaten in Brüssel 
(Thema Stärkung der Sicherheits- und 
Militärkooperation) 
17.11. – Fünf deutsche Saharatouristen, die zu-
nächst als vermisst oder sogar entführt gelten, 

setzten sich bewußt von ihrem Führer (Pflicht für 
alle Reisende seit 2003) ab; sie werden des Dieb-
stahls archäologischer Objekte im Nationalpark 
Tassili/Süd-Algerien beschuldigt;  Ende November 
2004 verurteilt sie ein algerisches Gericht zu drei 
Monaten Gefängnis und Geldstrafen        
23.-25.11. – Oberst Ouattara, Leiter der malischen 
Gendarmerie, zu Gesprächen über Grenzsiche-
rungsfragen in Algier  
23.-24.11. – 5+5-Gespräche der Außenminister der 
südwesteuropäischen und maghrebinischen 
Mittelmeeranrainerstaaten im algerischen Oran zur 
Stärkung der Kooperation im westlichen Mit-
telmeerraum insbesondere im Bereich Eindämmung 
illegaler Migration  
25.-26.11. – NATO-Generalsekretär Scheffer in 
Algier (Kooperationsgespräche) 
Dezember – Die algerische Gendarmerie Nationale 
weist auf zunehmende Schmuggelaktivitäten und 
illegalen Drogenhandel in allen 48 Provinzen hin; 
mehrheitlich handele es sich bei den Verhafteten 
um Arbeitslose  
5.12. – 2. Treffen der Generalstabschefs der 
Maghreb- und Sahelstaaten mit USEUCOM in 
Stuttgart (1. Treffen März 2004); Treffen wird als 
Zeichen der militärischen und sicherheitspolitischen 
Annäherung gewertet  
8.12. – Treffen der Außenminister der Mitglieds-
staaten des NATO-Mittelmeerdialogs in Brüssel 
(10 Jahre Sicherheitsdialog); Schwerpunktthema 
Terrorismusbekämpfung 
10.12. – Mitglieder der algerischen GSPC, die in 
Nordmali aktiv sind und der Gruppe von Mokhtar 
Ben Mokhtar zugehören, entführen zwei Qataris in 
der Region Timbuktu zwecks Lösegelderpressung; 
zufällige Befreiung durch das malische Militär am 
20.12. (zwei Entführer erschossen, fünf  verhaftet) 
21.12. – 5+5-Gespräche der Verteidigungsminister 
und Vertreter der Streitkräfte der südwesteu-
ropäischen und maghrebinischen Mittelmeeran-
rainerstaaten in Paris; gemeinsame Erklärung zur 
Erhöhung der Sicherheit im westlichen Mittel-
meerraum 
 

 

 

           

 



Nr. 18  Januar 2005                                                    DOI-FOCUS                                                                       I 
 
 
 
 
6. Karten  
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